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Teill - Begrindung

Anlass und Ziel der Planung

Anstol? der Planung war die Anfrage einer Grundstiickseigentiimerin, auf ihrem Grund-
stiick zwischen der Bromberger StralRe und der Brauckenstraf3e einen Einzelhandels-
standort zu entwickeln. Dieser Anfrage ist zwischenzeitlich ein Antrag der Eigentiimerin
auf die Einleitung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gefolgt. In den beste-
henden, mittlerweile leer gezogenen Gebauden auf dem Grundstiick an der Brau-
ckenstral3e ist bisher ein Lebensmitteldiscounter, ein Getrankemarkt und ein Textildis-
counter mit insgesamt knapp 1.000 gm Verkaufsflache sowie auf dem Grundstiick an der
Bromberger Stral3e ein Bauunternehmen angesiedelt gewesen. In der Verfugbarkeit der
Vorhabentragerin stehen ca. 10.300 gm Grundstiick. Bis auf die bestehende Tankstelle
mochte die Vorhabentragerin die Grundstiicke zusammenfassen, die bestehenden Ge-
baude abreil3en und in entsprechenden Neubauten wieder Einzelhandel ansiedeln. Da
die geplanten Verkaufsflachen mit insgesamt ca. 3.550 gm die bisher genehmigten Ver-
kaufsflachen Ubersteigen und zwei der geplanten Markte grof3flachig sein sollen, wird ei-
ne Bauleitplanung notwendig.

Um die Versorgung der Bevolkerung in der umliegenden Wohnbebauung mit nahversor-
gungsrelevanten Gutern langfristig zu sichern, soll mit der hier gegebenen Flachenver-
fligbarkeit die Chance ergriffen werden, ein zukunftsfahiges Nahversorgungszentrum
neu zu errichten.

Dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan liegt neben der Begrindung und dem Um-
weltbericht auch ein Vorhaben und ErschlieBungsplan bei. Vor Satzungsbeschluss ist ein
Durchfuihrungsvertrag mit der planungsbegtinstigten Eigentumerin der Flachen als
Vorhabentragerin zu schlieen. Im Vorhaben- und ErschlieZungsplan und im Durchfth-
rungsvertrag sollen weitergehende MalRnahmen wie die Sicherung sowie Kostenliber-
nahme notwendiger ErschlieBungsmalnahmen, des architektonischen Konzeptes, der
Werbeanlagen etc. getroffen werden. Zudem hat der Vorhabentrager im Durchfiihrungs-
vertrag zu erklaren, dass er gemaf § 12 Abs. 1 BauGB zur Durchfuihrung des Vorhabens
bereit und in der Lage ist.

Flachennutzungsplan

Parallel zur Bebauungsplanaufstellung wird der wirksame Flachennutzungsplan der
Stadt Liidenscheid, der hier zurzeit ein Gewerbegebiet darstellt, geandert (130. Ande-
rung). Der Geltungsbereich der Flachennutzungsplanadnderung ist deckungsgleich mit
dem des Bebauungsplanes. Da innerhalb des Nahversorgungszentrums auch grof3fla-
chige Lebensmittelméarkte angesiedelt werden soll, die geméaR § 11 Abs. 3 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) nur in dafiir vorgesehenen Sondergebieten zulassig sind, muss
entsprechend der geplanten Festsetzung im Bebauungsplan auch die Darstellung im
Flachennutzungsplan gedndert werden.

Das zukinftige Sondergebiet soll vorrangig der Aufnahme von nahversorgungsrelevan-
tem Einzelhandel dienen. Als nahversorgender Einzelhandel sollen zwei Lebensmittel-
markte (ein Vollsortimenter mit 1.350 gm sowie ein Discounter mit 1.000 gm), ein Ge-
trankemarkt (500 gm) und ein Drogeriemarkt (600 gm) angesiedelt werden. In einer wei-
teren Flache mit maximal 100 gm Verkaufsflache konnen das Nahversorgungszentrum
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erganzende Einzelhandelsbetriebe, Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe oder Gast-
ronomiebetriebe angesiedelt werden. Eine bestehende Tankstelle soll ebenfalls in das
Gebiet eingebunden werden.

Entsprechend der geplanten und vom Einzelhandels-Gutachterbtiro ,Stadt und Handel*
untersuchten Verkaufsflachenzahlen fur die einzelnen Sortiments- und Vertriebsbereiche
wird die maximale Verkaufsflache fir das Sondergebiet Einzelhandel — Nahversorgungs-
zentrum mit 3.550 m2 dargestellt.

Der Gebietsentwicklungsplan (GEP) des Regierungsbezirks Arnsberg — Teilabschnitt
Oberbereiche Bochum und Hagen (Bochum, Herne, Hagen, Ennepe-Ruhr-Kreis, Méarki-
scher Kreis) — aus dem Jahr 2001 stellt im Bereich des Vorhabengrundstticks einen Be-
reich fir gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) dar, der sich bandartig entlang der
BrauckenstraRe und der parallel liegenden Bromberger Stral3e von Nordosten nach
Sudwesten erstreckt. Nordwestlich und sudostlich grenzen Allgemeinen Siedlungsberei-
che (ASB) an. Somit liegt das Vorhabengrundstiick zwischen zwei ASB-Bereichen und
dient der wohnortnahen Versorgung der Bevolkerung, wie im Einzelhandelsgutachten
des Biros ,Stadt und Handel“ dargestellt wird.

Ubereinstimmung mit dem Einzelhandelskonzept der Stadt Liidenscheid

Das bestehende Einzelhandelskonzept der Stadt Lidenscheid aus dem Jahr 2005 stellt
in der Nachbarschaft am Honseler Bruch einen zentralen Versorgungsbereich ,Grund-
versorgungsstandort Honseler Bruch* fest. Allerdings sieht das Biiro ,Stadt und Handel"
in seinem Gutachten tber die Vertraglichkeit des hier zu planenden Einzelhandelsstand-
ortes eine mangelnde Zukunftsfahigkeit des Bereiches Honseler Bruch. Bestatigt wurde
dies durch einen Projektentwickler, der zunachst Interesse bekundet hat, den Einzelhan-
delsstandort am jetzigen Kaufpark neu zu entwickeln, aber letztlich wegen mangeinder
raumlicher Entwicklungsmaoglichkeiten davon Abstand genommen hat.

Vor dem Hintergrund dieser Tatsachen und der mittlerweile vorliegenden Rechtspre-
chung zum Thema ,zentrale Versorgungsbereiche" ist das Gutachterbiiro ,Junker und
Kruse“, welches 2005 das gesamtstadtische Einzelhandelsgutachten fir die Stadt Li-
denscheid erstellt hat, beauftragt worden, in einer Teilaktualisierung des Einzelhandels-
konzeptes die Situation um den Versorgungsstandort Honseler Bruch unter Beriicksichti-
gung der heute vorliegenden Erkenntnisse erneut zu untersuchen. Die Teilaktualisierung
des Ludenscheider Einzelhandelskonzeptes liegt seit Mai 2011 vor. Darin wird festge-
stellt, dass das 2005 formulierte Ziel einer stadtebaulichen und einzelhandelsrelevanten
Aufwertung der Grundversorgungsstrukturen zur Sicherung und Starkung des zentralen
Versorgungsbereiches ,Honseler Bruch” seit der Aufstellung und dem Beschluss des
Einzelhandelskonzeptes im Jahre 2005 nicht umgesetzt werden konnte.

Des Weiteren wird festgestellt, dass sich seit Beschluss des Einzelhandelskonzeptes im
Jahre 2005 die Anforderungen zur Definition und Abgrenzung zentraler Versorgungsbe-
reiche aufgrund der Rechtssprechung zum Baugesetzbuch geandert haben. Unter die-
sen heutigen Gesichtspunkten sieht der Gutachter fir die nahversorgungsrelevante
Standortgemeinschaft ,Honseler Bruch* die Anforderungskriterien an einen zentralen
Versorgungsbereich derzeit nicht hinreichend erfillt. Die Lebensmittelmérkte entspra-
chen nicht mehr den Anforderungen, die an moderne, neu an den Markt tretende Betrie-
be (Betriebsgrofie, Gestaltung, Parkplatze, etc.) gestellt werden. AuRerdem fehle es an
erganzenden Angeboten, wie Dienstleistungen oder gastronomischen Angeboten. Da
seit 2005 keine Entwicklungen zur Verbesserung der einzelhandelsrelevanten und stad-
tebaulichen Situation stattgefunden hat, sieht der Gutachter die im Einzelhandelskonzept
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von 2005 angedachte Starkung des zentralen Versorgungsbereiches Honseler Bruch vor
diesem Hintergrund mittel- bis langfristig nicht umsetzbar.

Eine mittel- bis langfristige Aufgabe der Markte scheine wahrscheinlich. Sollte diese ein-
treten, wirde sich die wohnungsnahe Grundversorgungssituation in diesem Lidenschei-
der Stadtteil merklich verschlechtern.

Dieser drohenden Verschlechterung der raumlichen Versorgungsqualitat soll durch die
Ansiedlung des neuen Nahversorgungszentrums auf dem Vorhabengrundstiick in unmit-
telbarer Nahe zum derzeitigen zentralen Versorgungsbereichs Honseler Bruch entge-
gengewirkt werden.

Der Gutachter hat hierbei einen gré3eren zentralen Versorgungsbereich festgelegt, in
dem sich sowohl das hier geplante Nahversorgungszentrum als auch ein im naheren
Umfeld befindlicher Lebensmittelmarkt, eine Kirche und einen Kindergarten befinden. Die
raumliche Abgrenzung soll zur Abrundung eines zentralen Versorgungsbereichs auch
erganzende Dienstleistungen und Gastronomie ermdglichen. Dieser neue zentrale Ver-
sorgungsbereich soll den bisherigen zentralen Versorgungsbereich ,Honseler Bruch* er-
setzen. Aufgrund der im Bebauungsplan Nr. 820 vorgesehenen quantitativen Begren-
zungen wird eine stadtebaulich vertragliche Erganzung zum Stadtteilzentrum ,Brau-
ckenkreuz” gesehen und eine Eingliederung in das hierarchische Zentrensystem der
Stadt Lidenscheid gewdahrleistet.
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Karte: Zentraler Versor
(Quelle: Einzelhandelskonzept Liidenscheid — Teilaktualisierung -, Junker und Kruse, Dortmund,
Mai 2011)

Am 20.06.2011 hat der Rat der Stadt Lidenscheid die entsprechende Teilaktualisierung
des Einzelhandelskonzeptes als Beurteilungs- und Entscheidungsleitlinie flr zuklnftige
Ansiedlungswinsche und Planungen in Einzelhandelssektor beschlossen.
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Zur Realisierung des geplanten Nahversorgungszentrums ist die Ausweisung eines sol-
chen zentralen Versorgungsbereiches nach § 24 a Landesentwicklungsprogramm Nord-
rhein-Westfalen (LEPro NRW) erforderlich.

Stadtebauliche und landesplanerische Vertraglichkeit

Das Einzelhandelsgutachterbilro ,Stadt und Handel” hat in seinem Gutachten ,Stadte-
bauliche und landesplanerische Vertraglichkeitsanalyse fur die Entwicklung eines Nah-
versorgungszentrums in Ludenscheid“ vom 26.04.2011 sowie der erganzenden , Tragfa-
higkeits- und Vertraglichkeitsanalyse fiir das Nahversorgungszentrum Berliner Str./ Brau-
ckenstral3e unter besonderer Berticksichtigung der geplanten Erweiterung des Lebens-
mitteldiscounters LIDL, Bromberger Str. 1 und einer gré3eren Dimensionierung des Le-
bensmitteldiscounters im Rahmen der aktuellen Planung“ vom 13.09.2011 die zu erwar-
tenden stadtebaulichen und landesplanerischen Auswirkungen des Vorhabens unter-
sucht. In dem ergéanzenden Gutachten ist explizit die Erweiterungsabsicht des in der Na-
he befindlichen, aber auRerhalb des Plangebietes liegenden Lidl-Marktes von 800 gm
auf 1.000 gm Verkaufsflache berlcksichtigt worden. Diese Erweiterungsabsicht hat den
Vorhabentrager veranlasst, im laufenden Verfahren die Verkaufsflachen seines geplan-
ten Lebensmitteldiscounters ebenfalls von 800 auf 1.000 gm zu erhdéhen. Auch damit hat
sich der Gutachter in seiner Erganzung auseinandergesetzt.

In dem Gutachten werden methodisch eine Einzelhandelsbestandserhebung, eine Um-
satzschatzung (Bestandsumsatz), eine Nachfrageanalyse, eine stadtebauliche Analyse,
eine absatzwirtschaftliche Einordnung (Umsatzverteilungen) vorgenommen und die stad-
tebaulichen Auswirkungen anhand absatzwirtschaftlicher Varianten verdeutlicht.

Das Gutachten stellt fest, dass das geplante Nahversorgungszentrum in stadtebaulich in-
tegrierter Lage liegt und aus den umliegenden Wohngebieten fu3laufig erreichbar ist. In
seiner Struktur und seinem Umfang weist das zu versorgende Gebiet ein gewisses stad-
tebauliches Gewicht auf. Die zu versorgenden Wohnbereiche befinden sich westlich und
Ostlich des Honseler Bruchs sowie suddstlich der BrauckenstraRe. Gemal Gutachter le-
ben in diesem Bereich insgesamt rund 6.500 Einwohner. Der Standort wird somit flr die
Entwicklung eines Nahversorgungszentrums als grundsatzlich geeignet angesehen.

Die beiden bestehenden Lebensmittelméarkte am Honseler Bruch bezieht der Gutachter
in seiner Betrachtung ein. Hier stellt er fest, dass es bei Fortbestand der beiden Markte
zu hohen Umsatzverteilungen kommen kdnne, bei denen auch stéadtebaulich negative
Auswirkungen nicht auszuschlieBen sind. Allerdings erscheint ihm eine langfristige Fort-
fuhrung der Bestandsmarkte am Honseler Bruch sowohl unter Berlcksichtung der ermit-
telten absatzwirtschaftlichen Auswirkungen von bis zu 50 % Umsatzverteilung als auch
davon losgel6st in einer vorhabenunabh&ngigen Betrachtung mehr als fraglich. Daher
rechnet der Gutachter die Auswirkungen realistischerweise in der zu erwartenden Varian-
te der ,Substitution Bestand Honseler Bruch®.

Vor dem Hintergrund der Verlagerung des zentralen Versorgungsbereichs bekennt sich
die Stadt Lidenscheid zu dem Ziel, die Nahversorgung der Bevdlkerung in diesem Be-
reich langfristig zu erhalten. Damit werden die privaten Nachteile durch Umsatzverteilung
fur die bestehenden Lebensmittelmarkte, die nicht mehr in einem zentralen Versor-
gungsbereich liegen, zugunsten des 6ffentlichen Zieles der Versorgung der Bevdlkerung
in Kauf genommen.

Da parallel zur Planung des Nahversorgungszentrums der vorhandene Lebensmitteldis-
counter in der Bromberger Stral3e seine Verkaufsflache erweitern mdchte, sind diese Be-
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strebungen in der 0.g. erganzenden Tragfahigkeits- und Vertraglichkeitsanalyse in die
Betrachtung eingeflossen. Dementsprechend hat das Vorhaben mit den vom Gutachter
empfohlenen VerkaufsflachengréR3en, welche in die Bauleitplanung tbernommen und im
vorhabenbezogenen Bebauungsplan festgesetzt werden, potenziell folgende Auswirkun-
gen: Im Sortimentsbereich Nahrungs- und Genussmittel ergeben sich zum néchst gele-
genen Versorgungsbereich Brauckenkreuz Umsatzverteilungen von insgesamt ca. 9% -
11%.

ZVB Innenstadt Liidenscheid 27,2 06-0,7 2-3

ZVB Brauckenkreuz 6,1 0,6-0,7 9-11

ZVB Kluser StraBe 25 ~0,1 5-6

ZVB Honseler Bruch 49 ) )

(Bestandsabgrenzung) !

Sonstige Lagen Untersu-

chungsraum (ohne LIDL) el 27-35 c=d

(S;reuumsatz i. H. v. 10 % des i 05-06 i
esamtumsatzes

Gesamt** 88,7 45-5,6 -

Tabelle: Umatzverteilung Nahrung- und Genussmittel in Varianten im Untersuchungsgebiet
(Quelle: Tragfahigkeits- und Vertraglichkeitsanalyse fiir das Nahversorgungszentrum Berliner Str./
BrauckenstralRe unter besonderer Berticksichtigung der geplanten Erweiterung des Lebensmittel-
discounters LIDL, Bromberger Str. 1 und einer gré3eren Dimensionierung des Lebensmitteldis-
counters im Rahmen der aktuellen Planung ,Schwarz*, Stadt und Handel, Dortmund, 13.09.2011)

Stadtebaulich negative Auswirkungen auf den Bestand und die Entwicklungsmdglichkei-
ten auf die zentralen Versorgungsbereiche (ZVB) der Innenstadt Lidenscheid, der Kluser
Stral’e und den sonstigen Lagen im Untersuchungsraum werden nicht erwartet. Die Um-
satzverteilung im Bereich Nahrungs- und Genussmittel erreicht im ZVB Brauckenkreuz
einen gemaf Gutachter durchaus nennenswerten Rahmen, muss jedoch vor dem Hin-
tergrund der Leistungsféahigkeit des ZVB Brauckenkreuz bewertet werden. So besitzt die-
ser eine sehr gute verkehrliche Anbindung an zwei tGberdrtliche Hauptverkehrsstral3en,
die Lebensmittelmarkte sind sehr gut sichtbar, verfliigen Uiber ausreichend Parkraum, zu-
dem werden Agglomerationsvorteile in Form von Kopplungspotenzialen wirksam. So sind
z.B. in der Nahe der HochstralRe erganzende Fachgeschafte, Dienstleistungen, Gastro-
nomie und sowie in der Wefelshohler StralRe ein Getrankemarkt, ein Futtermittelmarkt
und ein Elektronikfachmarkt als Anziehungsmagnet vorhanden. Angesichts der fir Le-
bensmittelanbieter grundsatzlich guten Standortrahmenbedingungen und des gegebenen
Bevdlkerungspotenzials im Standortumfeld des ZVB Brauckenkreuz sieht der Gutachter
das Interesse der Betreiber von Lebensmittelmérkten fir diesen Standortbereich weiter-
hin als gegeben an. Tendenziell sieht der Gutachter daher keine negativen stadtebauli-
chen Auswirkungen auf den Bestand des ZVB, allerdings sind Einschréankungen der
Entwicklungsmoglichkeiten des ZVB im Bereich Nahrungs- und Genussmittel nicht aus-
zuschlieRRen.

Hinsichtlich Drogeriewaren ergibt sich eine potenzielle Umsatzverteilung von rund 7% -
10% aus der Innenstadt. Stadtebaulich negative Auswirkungen auf den Bestand des ZVB
Innenstadt anhand dieser Umsatzverteilungswerte sind aufgrund der endogenen Stand-
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ortstarke des Innenstadtzentrums nicht zu erwarten. Allerdings kénnte die gemaf Einzel-
handelskonzept der Stadt Ludenscheid angestrebte weitere Entwicklungsmoglichkeit
durch die Verkaufsflachendimensionierung des geplanten Vorhabens geschmalert wer-
den. Dennoch ist der Auffassung des Gutachters zuzustimmen, dass kleinflachige An-
siedlungen im Bereich nahversorgungsrelevanter Sortimente (wie Drogeriewaren) au-
Rerhalb der Innenstadt grundsatzlich zulédssig sein sollten, wenn sie der Nahversorgung
dienen und keine negativen stadtebaulichen Auswirkungen zu erwarten sind. Ein tber-
wiegender Nahversorgungsbezug ist bei einer Grél3enordnung von 600 gm Verkaufsfla-
che noch gegeben.

In Bezug auf den zentralen Versorgungsbereich Brauckenkreuz belauft die sich die Um-
satzverteilung im Bereich Drogeriewaren auf weniger als 0,1 Mio Euro und ist daher em-
pirisch nicht konkret nachweisbar. Vor der Reduzierung von 700 auf 600 gm Verkaufsfla-
chen Drogeriemarkt waren es noch 16 — 23% bzw. 0,1 — 0,2 Mio Euro fiir das Brau-
ckenkreuz und 13 — 19% (0,7 — 1,0 Mio Euro) in sonstigen Lagen im Untersuchungs-
raum. Prozentual sind die Umverteilungswerte im Bereich Drogeriewaren relativ hoch,
was jedoch darauf zurlickzufihren ist, dass das Sortiment Drogeriewaren lediglich als
Randsortiment in den Lebensmittelméarkten gefuhrt wird. Aufgrund der geringen moneta-
ren Auswirkungen in diesem Randsortiment sind keine vorhabenbedingten Betriebsauf-
gaben zu erwarten. Da jedoch dieselben Betriebe wie im Bereich Nahrungs- und Ge-
nussmittel betroffen sind, kann es zu kumulierten absatzwirtschaftlichen Auswirkungen
kommen. Allerdings handelt es sich bei dem in Nahversorgungszentrum Brauckenstralie
geplanten Drogeriefachmarkt um ein anderes Angebotsniveau als es in den Lebensmit-
telmarkten (als Randsortiment) vorgehalten wird. Es ist daher nicht damit zu rechnen,
dass es zu stadtebaulich negativen Auswirkungen kommit.

Hinsichtlich der zukiinftigen Kaufkraftbindung im zu versorgenden Gebiet geht das Vor-
haben im Bereich Nahrungs- und Genussmittel nicht wesentlich Uber die vorhandene
Kaufkraft hinaus und ist demnach im Hinblick auf seine Dimensionierung als Nahversor-
gungszentrum geeignet. Im Bereich Drogeriewaren Ubersteigt der Umsatz lediglich in ei-
ner stadtebaulichen worst case Betrachtung die im engeren zu versorgenden Gebiet an-
séssige Kaufkraft. Insofern ist fir den Drogeriemarkt mit 600 gm Verkaufsflache abwa-
gungsrelevant, dass sowohl fur die Innenstadt als auch fur das Brauckenkreuz keine ne-
gativen Auswirkungen auf den Bestand zu erwarten sind.

Obwohl der Drogeriemarkt mit 600 gm Verkaufsflache in der Abwagung als grenzwertig
erscheint, wird das Gesamtvorhaben im Kontext der Lidenscheider Zentren- und Nah-
versorgungsentwicklung vom Gutachter als positiv bewertet. Eine Dimensionierung des
Drogeriemarktes in dieser GroRenordnung kann daher im Kontext der Realisierbarkeit
des Gesamtvorhabens mitgetragen werden.

Insgesamt hélt der Gutachter fest, dass das geplante Vorhaben

- die Nahversorgung im Stadtteil in angemessener und noch ausgewogener Art ver-
bessert,

- die Chance bietet zur Ausbildung eines zukunftsfahigen Nahversorgungszentrums
beizutragen,

- gleichzeitig damit keine wesentliche Einschrankung der Entwicklungsmaglichkeiten
der Uibrigen Zentren- und Nahversorgungsstrukturen verbunden sind und

- letztlich auch keine stadtebaulich negativen Auswirkungen gemafi § 11 Abs. 3
BauNVO zu erwarten sind.

Im Hinblick auf die hier vorliegende 130. Flachennutzungsplananderung hat geman § 34
Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen (LPIG NRW) die Bezirksregierung Arnsberg
als zustandige Regionalplanungsbehérde die Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen
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der Raumordnung geprift und aus landesplanerischer Sicht keine Bedenken angemel-
det.

Umwelt

Der Umweltbericht sagt hinsichtlich der 130. Anderungen des Flachennutzungsplanes

aus, dass fur die zu untersuchenden Schutzguter durch die Planung tUberwiegend sehr
geringe bzw. geringe Auswirkungen zu erwarten sind.

Anderung bestehender Rechtsverhéltnisse

Der Bebauungsplan und die 130. Flachennutzungsplandnderung erstrecken sich auf das
Baugrundstiick des ehemaligen Lebensmittel-, Getranke- und Textilmarktes sowie eine
Esso-Tankstelle an der Brauckenstral3e und einen ehemaligen Baubetrieb an der Brom-
berger Strafl3e. Der rechtskraftige Bebauungsplan Nr. 558 ,Schlittenbach* aus dem Jahr
1967 setzt im Bereich des ehemaligen Bauunternehmens als zulassige Art der baulichen
Nutzung ein Gewerbegebiet fest. Der Grundstiicksteil entlang der Brauckenstral3e befin-
det sich im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB. Hier befindet sich neben diver-
sen Einzelhandelsangeboten, der besagten Tankstelle und einer Autowerkstatt auch
Wohnnutzung. Der Gebietstyp tendiert hier in Richtung eines Mischgebietes.

Entschadigungsansprtiche werden in diesem Verfahren nicht relevant, da auf3er der Pla-
nungsbeguinstigten keine weiteren Eigentimer betroffen sind.

Festsetzungen des Bebauungsplanes

Art der baulichen Nutzung

Festgesetzt wird ein Sondergebiet fur Einzelhandel mit der Zweckbestimmung ,Nahver-
sorgungszentrum®. Die maximal zuldssige Verkaufsflache betragt insgesamt 3.550 gm.
Konkret geplant sind fur das Sondergebiet folgende Einzelhandelsnutzungen: ein grol3-
flachiger Lebensmittelmarkt als Vollsortimenter mit maximal 1.350 gm Verkaufsflache
(VF), ein Getrankemarkt mit maximal 500 gm VF, ein grol3flachiger Lebensmittelmarkt als
Discounter mit maximal 1.000 gm VF und ein Drogeriemarkt mit maximal 600 gm VF. Fur
eine weitere Flache von ca. 100 gm besteht noch kein konkreter Nutzer, so dass hier ein
fur das Nahversorgungszentrum typisches erganzendes Nutzungsspektrum festgesetzt
werden soll.

Die Auswirkungen dieses Nahversorgungszentrum mit seinen verschiedenen Einzelhan-
delsbetrieben und die Vertraglichkeiten mit anderen zentralen Versorgungsbereichen
sind gutachterlich untersucht worden (siehe Kapitel 2.2). Generell werden dabei den bei-
den Betriebstypen Lebensmittelvollversorger und Lebensmitteldiscounter verschiedene
Umsatzerwartungen und Auswirkungen auf andere zentrale Versorgungsbereiche zuge-
schrieben. Die daraus resultierenden Verkaufsflachenobergrenzen fir die einzelnen Ein-
zelhandelsnutzungen werden im Bebauungsplan festgesetzt. Da bei dem vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan keine Bindung an 8 9 BauGB und nach der auf Grund von § 9a
BauGB erlassenen Verordnungen besteht, kbnnen die Betriebstypen der beiden vorge-
sehenen Lebensmittelmarkte festgesetzt werden. Ebenso werden der Getrankemarkt
und der Drogeriemarkt als Betriebsform bestimmt und als solche mit den maximal zul&s-
sigen Verkaufsflachen festgesetzt.
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In der Teilflache 1 werden die Einzelhandelsbetriebe der Branche Lebensmit-
tel/Nahrungs- und Genussmittel mit den Kernsortimenten Backwaren, Fleischwaren, Ge-
tranke, Nahrungs- und Genussmittel und mit dem Nebensortiment Drogeriewaren als
Vollsortimenter mit einer maximalen Verkaufsflache von 1.350 gm sowie ein Getrénke-
markt mit maximal 500 gm Verkaufsflache als allgemein zuléssig festgesetzt. Da Le-
bensmittelméarkte wie der hier vorgesehene Vollversorger ublicherweise auch Randsorti-
mente wie Haushaltswaren, Zeitungen, Zeitschriften, GruR3karten u.a. anbieten, sind sol-
che Randsortimente ausnahmsweise bis maximal 10 % der Verkaufsflache zuléssig. Die
Ausnahme soll sicherstellen, dass nicht allein ein zentrenrelevantes Sortiment (z.B. Be-
kleidung 0.4.) angeboten wird. Die GréRenordnung von 10 % ist als brancheniiblich an-
zusehen.

In der Teilflache 2 ist ein Einzelhandelsbetrieb der Branche Lebensmittel/Nahrungs- und
Genussmittel mit den Kernsortimenten Backwaren, Fleischwaren, Getranke, Nahrungs-
und Genussmittel und mit dem Nebensortiment Drogeriewaren als Discounter mit maxi-
mal 1.000 gm Verkaufsflache zuléassig. Lebensmitteldiscounter haben Ublicherweise Fla-
chen, auf denen Aktionsware angeboten werden und fiihren Zeitungen/Zeitschriften im
Sortiment. Die im Segment Aktionswaren angebotenen Sortimente wechseln turnusma-
Big und kdnnen sowohl zentrenrelevante als auch nicht zentrenrelevante Sortimente
beinhalten. Um diese Ublichen Angebote zu erméglichen, sind solche Randsortimente
ausnahmsweise bis maximal 10 % der Verkaufsflache zuléssig. Auch hier kann die Gro-
Renordnung von 10 % ist als branchenublich angesehen werden.

Die Teilflache 3 ist ein Teilbereich, in dem der Vorhabentréager noch keine konkrete Nut-
zung benennen kann. Daher wird hier ein flr einen Nahversorgungsstandort typisches
Angebot verschiedener Nutzungen ermdglicht. Denkbar sind hier Einzelhandelsbetriebe
mit einem das Nahversorgungszentrum erganzenden Flachenprogramm entweder mit
nahversorgungsrelevanten Sortimenten oder sonstigen Laden, die der Gebietsversor-
gung dienen. Dies kénnen der klassische Kiosk mit dem Verkauf von Zeitschriften, Zei-
tungen, Tabakwaren und Lotto/Toto-Annahmestelle, die kleine Bedienapotheke oder der
auch fur Wohngebiete Ubliche kleinere Blumenladen sein. Ausgeschlossen sind jedoch
z.B. eine Apotheke mit gro3eren Verkaufsflachenanteilen fur die Selbstbedienung, die
von lhrer Nutzung und stadtebaulichen Auswirkungen her eher in die Richtung einer Dro-
gerie- oder eines Reformwarenhauses tendieren oder ein Buchladen, der nur unterge-
ordnet Zeitschriften absetzt. Das Backbistro wird gesondert abgegrenzt und ist nur mit
maximal 50 gm Verkaufsflache zulassig, da die Besonderheit hier aus einer Mischung
von Einzelhandel (Verkauf von Backwaren) und Gastronomie besteht. Aufgrund der vom
Gutachter bescheinigten Umsatzauswirkungen von Béckereien ist hier sicherzustellen,
dass nicht ein zusatzliches gréReres Backereigeschaft mit nur untergeordneter Gastro-
nomie wie z.B. einer kleinen Stehecke, entstehen kann.

Auch Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentren- und —nahversorgungsrelevanten Sorti-
menten sind in Erganzung der vorhandenen Betriebe unproblematisch, das heil3t sie hat-
ten keine Auswirkungen auf andere zentrale Versorgungsbereiche. Gemaf Einzelhan-
delskonzept der Stadt Liidenscheid (EHK) gehoren hierzu Fahrrader und Zubehdr, Cam-
ping und Zubehor, Sportgrof3gerate, Bettwaren, Matratzen, Leuchten, Mobel, Roll&-
den/Markisen, Teppiche, Baumarktsortiment, Pflanzen, Gartenbedarf, Gartengeréte, Kfz-
Zubehor, Motorradzubehor, zoologischer Bedarf und Tierfutter. Lediglich das im EHK als
nicht zentren- und nahversorgungsrelevant eingestufte Sortiment der Elektrogrol3gerate
wurde nicht unter den zulassungsfahigen Sortimenten aufgelistet. Hier hat eine Einzel-
handelsuntersuchung von Marz 2011 im Rahmen der Erweiterung eines am Brau-
ckenkreuz ansassigen Elektrofachmarktes bescheinigt, dass dieses Sortiment aufgrund
der mittlerweile veranderten Marktsituation in der Innenstadt als zentrenrelevant angese-
hen werden kénnte. Gemal3 der Empfehlung des Gutachters im Hinblick auf die Gesamt-
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4.2

attraktivitat des Vorhabens in Relation zum zentralen Versorgungsbereich Brau-
ckenkreuz soll die maximal zuldssige Verkaufsflache 100 gm nicht Giberschreiten.

Aulerdem sollen Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe wie z.B. Frisore, Schuster,
Schlusseldienste oder freie Berufe wie Versicherungsagenturen, Arzte etc. zulassig sein.
Ebenfalls erganzend fir ein Nahversorgungszentrum kann eine Imbissbude wirken, die
unter dem Begriff Schank- und Speisewirtschaften zulassig sein soll.

In der Teilflache 4 wird ein Einzelhandelsbetrieb der Branche Drogeriemarkt mit den
Kernsortimenten Kosmetika, Kérperpflege, Putz- und Reinigungsmittel etc. und mit den
Nebensortimenten Nahrungs- und Genussmittel und zoologischer Bedarf/Tierfutter als
zulassige Nutzung festgesetzt. Der Anteil von Nahrungs- und Genussmitteln wird norma-
lerweise durch Reformhausprodukte besetzt. Gemal Einzelhandelsuntersuchung ist die
vom Vorhabentrager angestrebte Verkaufsflache von 600 gm gerade noch als vertragli-
che Grof3e gegeniber dem nachstliegenden Nahversorgungszentrum Brauckenkreuz
anzusehen. Auch Drogeriemarkte fihren Ublicherweise Randsortimente wie z.B. Haus-
haltswaren, Dekoartikel, Spielwaren u.a. mit sich. Um diesen Bereich abdecken zu kén-
nen, wird auch hier eine ausnahmsweise Zulassigkeit der Randsortimente bis maximal
10 % der Verkaufsflache zugestanden.

In der Teilflache 5 wird der von den verschiedenen Einzelhandelsbetrieben gemeinsam
genutzte Parkplatz festgesetzt. Hier sollen die erforderlichen Stellplatze fir das Nahver-
sorgungszentrum realisiert werden. Auf dem Parkplatz sollen als Nebenanlagen Abstell-
anlagen fur Einkaufswagen und Werbeanlagen, die dem Sondergebiet Nahversorgungs-
zentrum dienen, zulassig sein.

In der Teilflache 6 wird die vorhandene Tankstelle als zuldssige Nutzung festgesetzt.
Ausnahmsweise zulassig sind Tankstellenshops. Mit der nur ausnahmsweisen Zulassig-
keit soll sichergestellt werden, dass es sich um einen ublichen, einer Tankstelle zugeord-
neten Shop handelt und nicht um einen Shop mit gré3erer Verkaufsflache und/oder
schwerpunktméaRigem Verkauf von zentrenrelevanten Sortimenten, denen untergeordnet
eine Zapfsaule beigestellt ist. Das Grundstiick der Tankstelle wird in den vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan einbezogen, da es zum einen zum Grundstick der Vorhabentra-
gerin gehort und zum anderen eine mdgliche Orientierung der Tankstelle zur Stellplatz-
anlage erreicht werden soll. Somit wird durch die Einbeziehung der Tankstelle eine ge-
ordnete stadtebauliche Entwicklung erméglicht. Da die Tankstelle jedoch in Betrieb ist
und derzeit noch keine konkreten Anderungsabsichten vorliegen oder BaumaRnahmen
geplant sind, wird dieser rdumliche Teilbereich nicht Teil des Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplanes und der Regelungen im Durchfihrungsvertrag.

Als Erganzung des Angebotes ist in Teilflache 7 noch ein gesonderter Standort fiir einen
Imbiss ausgewiesen.

Maf der baulichen Nutzung

Die zulassigen Grundflachenzahlen (GRZ) in den einzelnen Teilflachen des Sonderge-
biets Nahversorgungszentrum liegen zwischen 0,77 und 1,0. Fur das Nahversorgungs-
zentrum, in dem der Einzelhandel untergebracht werden soll (Teilflachen 1 bis 5 und 7),
liegt der geplante Versiegelungsgrad bei 94,3 %. Da der derzeitige Versiegelungsgrad
bei 98 % liegt, wird dennoch eine geringfligige Entsiegelung erreicht. Die aus dem Be-
stand in die Planung Gbernommene Tankstelle hat mit dem Tankstellengebaude und den
Ublichen Wasch- und Aufbereitungsplatzen bereits eine Versiegelungsrate von 100 %
und wird insofern in ihrem Bestand Gbernommen. Mit der Festsetzung der GRZ wird die
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nach § 17 BauNVO zugeordnete Kappungsgrenze fur sonstige Sondergebiete von 0,8
tiberschritten. Hierbei ist zu beriicksichtigen, dass die Uberschreitungen der GRZ fiir das
Nahversorgungszentrum sich insgesamt nicht durch die Hauptbaukérper ergibt, sondern
im Wesentlichen dem durch die Nutzung ausgeltsten Stellplatzbedarf und der damit vor-
gesehenen Zufahrten, Anlieferflachen und Anlagen fir den ruhenden Verkehr geschuldet
ist. Dabei wird der Stellplatzbedarf nicht Ubertrieben grof3ziigig angesetzt, sondern liegt
mit 149 geplanten Stellplatzen im Erfordernisbereich der bauaufsichtlich notwendigen
Stellplatze.

GemaR § 17 Abs. 2 BauNVO besteht die Mdglichkeit der Uberschreitung der gesetzlich
vorgegebenen Kappungsgrenze von 0,8, die jedoch an das Vorliegen bzw. die Erflillung
bestimmter Voraussetzungen, die im folgenden erlautert und abgewogen werden, ge-
knupft ist.

Die erste Voraussetzung ist das Erfordernis besonderer stadtebaulicher Griinde. Dies ist
dadurch gegeben, dass die Stadt an dieser Stelle das Ziel verfolgt, ein modernes, funkti-
onsfahiges Nahversorgungszentrum einzurichten und einen leistungsfahigen Mix aus
nahversorgungsrelevanten Betrieben anzusiedeln, um langfristig die Nahversorgung des
Stadtteils zu gewahrleisten (s. auch Kapitel 2.1). Im Zuge der Einzelhandelssteuerung im
Bereich der Brauckenstrae wurde 2011 im Rahmen einer 1. Anderung des stadtischen
Einzelhandelskonzeptes ein neuer zentraler Versorgungsbereich abgegrenzt, da der alte
Grundversorgungsbereich am Honseler Bruch als nicht zukunftsfahig anzusehen ist. Das
Einzelhandelskonzept als informelle Planung ist die Basis fir die nachfolgende Bauleit-
planung. Die im Einzelhandelskonzept formulierten Ziele sollen einerseits das Einzelhan-
delsangebot in den jeweiligen Stadtbezirken sicherstellen und andererseits dazu beitra-
gen, dass sich die gesamtstadtische Einzelhandelstruktur Liidenscheids positiv und zu-
kunftsorientiert entwickelt. Folgende Ziele des beschlossenen Einzelhandelskonzeptes
sind fur dieses Vorhaben relevant: - Sicherung und Ausbau eines attraktiven Einzelhan-
delsangebotes — Sicherung und Ausbau eines Grund- und Nahversorgungsangebotes in
diesem Stadtbezirk — Sicherung und Starkung der hierarchischen Versorgungsstruktur -
Verhinderung konterkarierender Planungen - Sicherung einer ,nachhaltigen“ Stadtent-
wicklung, d.h. langfristig angelegten Entwicklung des Einzelhandels. Durch die Ansied-
lung der nahversorgenden Einzelhandelsanbieter kann die flachendeckende, verbrau-
chernahe Grund- und Nahversorgung prinzipiell gestarkt werden. Auch die hierarchische
Versorgungsstruktur Lidenscheids wird durch das Vorhaben gestérkt, da es innerhalb
eines im Einzelhandelskonzept festgelegten zentralen Versorgungsbereiches projektiert
wird. Dem Einzelhandelskonzept konterkarierende Planung (zentrenrelevante Sortimente
als Hauptangebote) werden verhindert, in dem im Wesentlichen nur nahversorgungsrele-
vante Sortimente angeboten werden dirfen. Damit ist hier eine vom stadtebaulichen
Standard abweichende stadtebauliche Aufgabe zu l6sen (stadtebauliche Ausnahmesi-
tuation).

Gemal 8 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB ist die Erhaltung und die Entwicklung zentraler Versor-
gungsbereiche bei der Aufstellung der Bauleitplane insbesondere zu berilicksichtigen. Ein
dadurch entstehender Zielkonflikt mit den Belangen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB, der sich in diesem Fall durch die erhdhte Bo-
denversiegelung ergibt, untersteht damit grundséatzlich der Abwagung unter Beachtung
der verstarkten Bedeutung des Umweltschutzes durch den gesonderten Hinweis in 8 17
Abs. 2 Nr. 2 BauGB. Da die Flachenverfiigbarkeit in dem bebauten Gebiet begrenzt ist,
wird die Ausnutzung der Flachen, die fur diese Planung zu Verfigung stehen erhéht, um
den Erfordernissen des Gesamtkonzeptes mit den daraus resultierenden Parkplatzfla-
chen gerecht zu werden. Nur so ist die Realisierung eines zukunftsfahigen Nahversor-
gungsstandortes gegeben.
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In der zweiten zu erfiillenden Voraussetzung muss die Uberschreitung durch Umstande
ausgeglichen sein oder durch MalRBhahmen ausgeglichen werden, durch die sichergestellt
ist, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
nicht beeintrachtigt, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden und die Bedrf-
nisse des Verkehrs befriedigt werden.

Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse werden ge-
wahrt, da Wohnen in dem Gebiet nicht vorgesehen ist und die Uberschreitung der GRZ
im Wesentlichen durch die versiegelten Parkplatzflachen, Zufahrten und Anlieferbereiche
erfolgt. Der durch Baukorper verursachte Versiegelungsgrad (Teilflachen 1-5 und 7) liegt
bei ca. 54 %. Eine weitere Uberschreitung ist aufgrund der knapp an den geplanten Bau-
korpern festgesetzten Baugrenzen nur marginal méglich. Im Bereich der Tankstelle bzw.
im Bereich der Teilflache 6 sichert eine maximal festgesetzte GFZ von 0,6, dass das
Grundsttck nicht berméaRig bebaut werden kann. Insgesamt gesehen ist eine stadte-
baulich relevante Beeintrachtigung gesunder Arbeitsverhaltnisse nicht erkennbar, da kei-
ne Anhaltspunkte daflrr vorliegen, dass z.B. eine ausreichende Belichtung, Besonnung
und Beliiftung von Arbeitsstatten oder die Zugéanglichkeit der Grundstiicke nicht gegeben
ist. Zudem liegen keine Anhaltspunkte daflr vor, dass Einwirkungen durch Larm, Luft-
verunreinigungen und Erschitterungen vorhanden sind, die gesunde Arbeitsverhéaltnisse
beeintrachtigen.

Bei den nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt ist zu beriicksichtigen, dass das
Vorhabengrundstiick bereits Uber die Kappungsgrenze hinaus versiegelt ist. Insofern er-
hoht die vorliegende Planung den vorhandenen Versiegelungsgrad nicht. Ausgleichende
Umsténde liegen durch die Lage des Vorhabens vor. Entlang der Brauckenstral3e schrég
gegeniberliegend dem Vorhaben befindet sich eine unbebaute bewaldete Béschung und
an der Bromberger StraRe eine groRere parkahnliche Griinflache. Die Offnung zu den
vorherrschenden Sud- bis Westwindrichtungen sorgt fir einen relativ guten Luftaus-
tausch. Die Versiegelung des Bodens erfolgt zu einem Teil (ca. 3.900 gm) durch Stell-
platze und Zufahrten. Gegen die Festsetzung von wasserdurchlassiger Ausfihrung von
Stellplatzflachen spricht, dass eine aus Griinden des Bodenschutzes vorgesehene,
durchlassig befestigte Flache fir Stellplatze und deren Zufahrten nicht nur Oberflachen-
wasser, sondern auch Ol von Kfz durchlasst und somit auch nachteilige Auswirkungen
auf den Boden und das Grundwasser haben kann. Eine mogliche Uberlastung von Klar-
anlagen und Vorfluter ist der Stadt nicht angezeigt worden. Dies macht deutlich, dass
schon der bestehende Versiegelungsgrad offensichtlich keine nachteiligen Auswirkungen
auf diesen Bereich hat. Gleiches gilt fir mogliche Uberschwemmungs- und Hochwasser-
gefahren. Bodenerosionen kdnnen aufgrund der Beschaffenheit und Lage des Grund-
stucks nicht erfolgen. Bezuglich der klimatischen, faunistischen und floristischen Belange
wird durch die MaRnahmen der Anpflanzung von Baumen auf dem Parkplatz und der
Anpflanzung von Grinstreifen an der Bromberger StralRe sowie an der Brauckenstralie
ein Ausgleich geschaffen. Des Weiteren plant der Vorhabentrager zu einem spateren
Zeitpunkt die Erzeugung regenerativer Energien. Als Vorbereitung hierzu werden ent-
sprechende bauliche MalZnahmen bei der Planung der Gebaudekdrper bereits jetzt be-
ricksichtigt (Statik).

Weitergehender Ausgleich, wie der Bau eines Parkdecks ist mit der geplanten Nutzung
eines Nahversorgungszentrums in Stadtteillage nicht vereinbar. Die Einzelhandelsbetrei-
ber akzeptieren in derartigen Lagen keine mehrgeschossigen Stellplatzanlagen, was zu
einem Scheitern des Ziels, dort ein Nahversorgungszentrum zu errichten, fihren kénnte.

Darlber hinaus geht die Reaktivierung einer innerstadtischen Brachflache im Sinne der
Flachenkreislaufwirtschaft gleichzeitig mit der Schonung des AulRenbereichs einher, da
fur die Neubebauung keine weiteren, bisher unbebauten Flachen herangezogen werden
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mussen. Damit wird gemaf § 1a Abs. 2 BauGB mit Grund und Boden sparsam und
schonend umgegangen und dem Belang der Nachhaltigkeit in diesem Sinne Genlge ge-
tan.

Die Bedurfnisse des Verkehrs werden ebenfalls befriedigt. Die Notwendigkeit, eine aus-
reichende Stellplatzanzahl auf der Flache bereit zu stellen und damit eine erhéhte Ver-
siegelung in Kauf zu nehmen, ergibt sich gerade aus den Erfordernissen des Verkehrs.
Geplant sind 149 Stellplatze. Grundsatzlich soll vermieden werden, dass Parksuchver-
kehre und ruhender Verkehr sich ungeregelt auf die offentlichen Verkehrsflachen verla-
gern. AuBerdem dient der geplante Bau einer Lichtsignalanlage fir die Zufahrt von der
BundesstralRe ebenfalls den Bedurfnissen des Verkehrs. Denn im Gegensatz zu der Si-
tuation in der Vergangenheit, in der ein Lebensmittelmarkt eine ungeregelte Zufahrt auf
die Bundestrasse unweit der bestehenden Kreuzung hatte, verbessert sich die verkehrli-
che Situation an dieser Stelle.

Ein weiteres Entgegenstehen sonstiger 6ffentlicher Belange wie z.B. die Ziele der Raum-
ordnung, die notwendige Ricksichtnahme auf die Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes sowie auf Baudenkmaler wird derzeit nicht gesehen. Das Vorhaben liegt in
keinem durch Immissionen belasteten Gebiet und durch andere Rechtsvorschriften ver-
ursachte Fachplanungen sind nicht vorhanden. Auch weitere wie die in den 8 1 Abs. 5
und § 35 Abs. 3 BauGB beispielhaft genannten 6ffentliche Belange stehen dem Vorha-
ben nicht entgegen.

Insofern liegen insgesamt die Voraussetzungen fiir die Uberschreitung der Obergrenzen
nach § 17 Abs. 2 BauNVO vor.

Das Nahversorgungszentrum soll, wie zuvor schon deutlich wurde, im Wesentlichen ein-
geschossig errichtet werden. Die heutige Form der Einzelhandelsbetriebe setzt auf eine
ebenerdige Anlage mit mdglichst gefallefreiem Zugang zu den Stellplatzen. Damit soll
den Kunden ein bequemer Weg mit den Einkaufswagen von den Regalen bis zum PKW
ermdglicht werden. Lediglich ein Bereich der Teilflache 1 soll mit Sozial- und Technik-
rAumen zweigeschossig errichtet werden.

Durch die weitgehend eingeschossig vorgesehene Bauweise in Verbindung mit den eng
am Vorhaben orientierten Baugrenzen eribrigt sich die Festsetzung von Geschossfla-
chenzahlen (GFZ) in den Teilflachen 1 bis 5 und 7. Dies gilt auch fiir den zweigeschossig
festgesetzten Bereich in der Teilflache 1 zur Aufnahme der Sozial- und Nebenrdume, da
auch hier das Mal3 der ausnutzbaren Geschossflache durch die Baugrenzen bestimmt
wird. Lediglich bei der Teilflache 6, in der eine Tankstelle Gberplant wird, handelt es sich
bei der Gberbaubaren Grundstiicksflache um eine Angebotsplanung hinsichtlich der Lage
einer zuklnftigen Tankstelle auf dem Grundstiick. Daher wird hier die maximal zulassige
Geschossflachenzahl von 0,6 festgesetzt. Diese Zahl ermoglicht auch zukunftig die Er-
richtung einer Ublichen Tankstelle mit Gebdude und ggf. untergeordneter Waschbox o0.4..

4.3 Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen orientieren sich prinzipiell an der Lage und Grol3e
der geplanten Geb&ude. Im Grad der Genauigkeit bleibt der Vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan hinter dem konkreten Vorhaben —und ErschlieBungsplan zurtick, aus dem die
konkrete Lage der einzelnen Gebaude ersichtlich wird. Da der Imbisswagen in Regelma-
RBigkeit oder von Dauer an demselben Standort aufgestellt werden soll, gilt er als bauliche
Anlage. Daher wird hierfiir ebenfalls eine Uberbaubare Grundstiicksflache festgesetzt.
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4.4

4.5

Bei der Tankstelle wird der Bauspiegel etwas grof3er gefasst, da der Eigentiimer sich fir
die Zukunft auch eine andere Gebaudestellung, ausgerichtet auf das Nahversorgungs-
zentrum, vorstellen kann und diese Umgestaltung durch die Festsetzung der Bauflache
offen gehalten werden soll. Da eine solche Umkonzeptionierung der Tankstelle mit dem
Entfallen einer Tankstellenzufahrt einhergehen koénnte, wenn diese die zukinftig ampel-
geregelte Zufahrt zum Nahversorgungszentrum mitnutzt, steht der Stadt dieser Option of-
fen gegentiber.

Leitungsrechte

Im Plangebiet liegen sternférmig drei Kanaltrassen und die verrohrten Bachlaufe des
~Schlittenbaches” und in ihn einmindend der ,Wefelshohler Siepen*.

Der urspriingliche Bebauungsplan setzt sowohl fur die Kanaltrassen als auch fur die ver-
rohrten Bachléaufe Leitungsrechte fest. Da die Stadt Lidenscheid bzw. der von ihr beauf-
tragte Stadtentwasserungsbetrieb Lidenscheid (SEL) fur die Kanal- und Gewasserun-
terhaltung zustandig ist, werden die entsprechenden Leitungsrechte zugunsten der Stadt
Lidenscheid in den neuen Bebauungsplan tbernommen bzw. im Teil des bisher unbe-
planten Innenbereichs neu festgesetzt. Die Instandsetzung, Wartung oder Verlegung der
Bachverrohrung bleibt dabei Sache des Grundstiickseigentiimers. Im Falle einer vom
Grundstuckseigentimer gewunschten Verlegung der Bachverrohrung kann ein Geneh-
migungsverfahren nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bei der zustéandigen Behor-
de des Markischen Kreises erforderlich werden.

Ortliche Bauvorschriften

In den 6rtlichen Bauvorschriften sollen die Werbeanlagen als Mindestanforderungen ge-
regelt werden. Durch seine Funktion als Nahversorgungsstandort fir die wohnortnahe
Bevolkerung soll das zuklnftige Nahversorgungszentrum nicht nur ein reiner autoorien-
tierter Einzelhandelsstandort werden, sondern auch fu3laufig von der umliegenden Be-
volkerung aufgesucht werden. Da der Standort in einer Tallage liegt und die zu versor-
genden Wohngebiete sowohl im Bereich Honsel als auch im Bereich Kalve hangaufwarts
liegen, kdnnen insbesondere sich bewegende Werbeanlagen, Anlagen mit bewegtem
Licht oder sonstigen dynamischen Effekten sich auf die Qualitat der Wohngebiete
nachteilig auswirken. Auch auf Werbeanlagen oberhalb der Traufenoberkante soll daher
verzichtet werden.

Der Vorhabentrager selbst plant eine ansprechende Architektur, welche fur den derzeiti-
gen Standort mit seinen Brachflachen und den leer stehenden Gebauden eine Verbesse-
rung des Stadtbildes bedeuten wiirde. Schrag gegentiber befindet sich an der Brau-
ckenstral3e / Ecke NottebohmstralRe die ebenfalls architektonisch interessante Ausstel-
lungshalle eines Audi-Autohauses. Schitzenswert in der Umgebung ist des Weiteren das
Baudenkmal der ehemaligen Fabrik Hesse und Jager, welches sich nur ein Grundstiick
weiter ostlich des zukiinftigen Nahversorgungszentrums befindet.

Werbeanlagen sollen daher in ihrer Wirksamkeit die Architektur der 0.g. Gebaude nicht
Uberstrahlen. Tankstellenpylone auf der Teilflaiche 6 sollen daher nicht hdher als 6 m er-
richtet werden. Dieses Mal3 haben die Tankstellenketten in der Regel als Sockelpylon al-
ternativ zu 12 — 13 m hohen Preismasten im Programm. Um den ungeregelten Verbleib
nicht mehr bendétigter Werbeanlagen vorzubeugen, wird bestimmt, dass sofern eine Nut-
zung beendet wird, die entsprechenden Werbeanlagen zu beseitigen sind.
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Die im Nahversorgungszentrum geplanten Werbeanlagen werden im beiliegenden Vor-
haben- und ErschlieBungsplan unter diesen Rahmenbedingungen in Anzahl, Gré3e und
Anbringungsort weitergehend konkretisiert.

Beziglich einer Begriinung und Auflockerung des Gebietes wird auf drtliche Bauvor-
schriften verzichtet. Diese Anpflanzungen wie z.B. Bdume in der Stellplatzanlage und
Bepflanzung der Grunstreifen sollen konkret im Vorhaben- und ErschlielBungsplan sowie
im Durchfiihrungsvertrag geregelt werden.

Verkehrliche Anbindung

Das derzeit brach gefallene Vorhabengrundstiick ist sowohl Giber die Bromberger Stral3e
als auch Uber die Brauckenstral3e (B 229) erschlossen. Die Konzeptplanung der neuen
Nutzung als Einzelhandelsstandort erforderte eine detaillierte Untersuchung beztiglich
der verkehrlichen Anbindung sowie der verkehrlichen Auswirkungen auf das umliegende
Strallennetz. Auf Grund dieser Aufgabenstellung hat die Ingenieurgesellschaft fiir Ver-
kehrswesen mbH Brilon, Bondzio, Weiser ein Verkehrsgutachten erstellt (Verkehrsunter-
suchung zur Anbindung von Einzelhandel im Bereich der Brauckenstral3e / Bromberger
Stral3e in Lidenscheid, Schlussbericht April und November 2011).

In Abstimmung mit dem Landesbetrieb Stral3enbau NRW und der Stadt Lidenscheid er-
gab sich fur die Anbindung des Standortes die folgende Vorzugsvariante: Die Erschlie-
Bung des Einzelhandelsstandortes fur den zu- und abflieenden Kundenverkehr erfolgt
sowohl Uber die BrauckenstralRe als auch Gber die Bromberger Stral3e in alle Fahrtrich-
tungen. FiUr den zu- und abflieRenden Lieferverkehr erfolgt die Anbindung tber die
Bromberger Stral3e in alle Fahrtrichtungen.

Die Lage der Zufahrten weicht von den derzeitigen Zufahrten ab. An der Bromberger
StralRe entstehen hierdurch keine nennenswerten Auswirkungen. Die Anbindung an die
Brauckenstral3e im Knotenpunkt Brauckenstral3e / Nottebohmstral3e erfordert jedoch um-
fangreiche bauliche und signaltechnische Mal3Bhahmen. Die Kostentibernahme erfolgt
durch den Vorhabentréger und wird im Durchfiihrungsvertrag geregelt.

Die Leistungsfahigkeit der benachbarten Knotenpunkte erreicht nach dem HBS (Hand-
buch fir die Bemessung von Stral3enverkehrsanlagen) mit einer Ausnahme mindestens
eine ausreichende Verkehrsqualitat. An der Einmindung Honseler Bruch / Brau-
ckenstral3e wird bereits heute unter Berticksichtigung der taglichen Belastungsschwan-
kungen des allgemeinen Verkehrsaufkommens lediglich eine ausreichende bis mangel-
hafte Verkehrsqualitat erreicht. Fur den Prognosefall stellt sich in jedem Falle lediglich
eine mangelhafte Verkehrsqualitat ein. Das Gutachten empfiehlt daher bereits heute auf-
grund der eingeschrankten Sichtverhaltnisse und der erhéhten Geschwindigkeiten im
Zuge der Ubergeordneten StralR3e und der Verkehrsbelastungen den Bau einer Lichtsig-
nalanlage.

Die Kostenteilung bei sich hohengleich kreuzenden Strafl3en unterschiedlicher Baulast er-
folgt nach § 12 BundesfernstraRengesetz (FStrG). Sie ist abhangig von der Verkehrsbe-
lastung und der Breite der Straf3en. Im konkreten Fall ergibt sich fir die Stadt Liden-
scheid eine Kostenbeteiligung in Héhe von etwa einem Drittel an der Gesamtmalnahme.

In der Bromberger Stral3e gegentber dem geplanten Vorhaben befindet sich die Firma
Julius vom Hofe. Die Materialan- und -ablieferungen der Firma erfolgt sowohl mit Lastzu-
gen als auch mit Sattelziigen, die riickwérts an die Laderampe andocken mussen. Der
Rangiervorgang eines Lastzuges dauert insgesamt etwa 5 Minuten, spielt sich jedoch
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vorwiegend auf3erhalb der Fahrbahn ab. Behinderungen auf der Bromberger Stral3e tre-
ten i.d.R. nur kurzzeitig auf. Fur den Fall, dass ein Lieferfahrzeug der Firma eine Fahr-
spur blockiert, ist der Verkehrsablauf auf der Bromberger Straf3e dennoch gewéhrleistet.
Die geplante Zufahrt des Nahversorgungszentrums liegt ungefahr 15 m vom Versand
(Tore 3 und 4) der Firma entfernt. Die Fahrbeziehungen ,rechts-rein“ und ,links-raus*
sind also auch fir den Fall gewahrleistet, dass ein Lieferfahrzeug die gesamte Fahrbahn
blockieren sollte. Derzeit stellt die Firma Uberlegungen zu baulichen Veranderungen an,
damit ein Teil der LKW zusatzlich parallel zur StraRe Laden und Liefern kann und die Si-
tuation somit entzerrt wird. Insgesamt wird aus verkehrlicher Sicht kein Handlungsbedarf
gesehen.

Altlasten

Gemal? Umweltbericht befindet sich der Altstandort einer ehemaligen Betriebstankstelle
an der Bromberger Stral3e im Plangebiet. Hier liegt im Zusammenhang mit der Stillle-
gung der Erdtanks eine ,,Gefahrdungsabschatzung/Orientierende Untersuchung” des
Gutachterbiros Fuhrmann & Braukmann GbR aus Oktober 2002 vor. Demgemal wur-
den keine umweltrelevanten Bodenverunreinigungen im Bereich der Erdtanks festge-
stellt, so dass auf der Grundlage des Kenntnisstandes von 2002 bei der vorhandenen
Nutzung keine Gefahrdung von diesem Standort ausgeht. Die Stilllegung der Erdtanks
erfolgte 2003.

Im Siidwesten grenzt eine 1993 aufgegebene Tankstelle an. Der Ausbau von 4 Erdtanks
im Jahre 1994 ist gutachterlich begleitet und dokumentiert worden. Weder im Bodenaus-
hub, im anstehenden Boden oder im Sandbett sind Kohlenwasserstoffe gefunden wor-
den, so dass keine Sanierung erforderlich war. Es ist davon auszugehen, dass in dem
Plangebiet keine Belastungen durch diesen angrenzenden Altstandort stattgefunden ha-
ben.

Ansonsten ist das Grundstlck derzeit noch bebaut und muss fir die Umsetzung des
Konzeptes komplett geraumt werden. Hierzu liegt ein Riuckbaukonzept des Ingenieurbi-
ros Slach aus Dez.2010/Jan.2011 vor. Im Bereich des ehemaligen Lidl Marktes ist das
Gelande nach Norden zunehmend mehrere Meter hoch angeschiittet. Gleiches gilt fur
die westlich und Ostlichen Bereiche des Betriebsgrundstiicks der ehemaligen Baufirma.

Seitens der zustandigen Behdrde des Markischen Kreises, Fachdienst 45, Abfallwirt-
schaft, Bodenschutz und Wasserbau wird auf einen sanierten Altstandort in diesem Be-
reich hingewiesen, von dem keine Gefahrdung ausgeht. Es wird ein Hinweis auf zu er-
greifende MalRnahmen gegeben, sollten bei Bauarbeiten dennoch sonstige Abfalle oder
verunreinigte Boden gefunden werden. Dieser Hinweis in im Bebauungsplan aufgenom-
men worden.

Immissionsschutz

Die Ingenieurgesellschaft fir Verkehrswesen mbH, Brilon, Bondzio, Weiser hat im April
2011 eine ,Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 820 ,Nahversor-
gungszentrum Bréuckenstralle" vorgelegt. Die Untersuchung hatte zum Ziel, die schall-
technischen Auswirkungen des Planvorhabens auf die umliegenden Nutzungen zu ermit-
teln und die Einhaltung der zulassigen Obergrenzen fiir Gerduschimmissionen zu Uber-
prufen. Dabei liegt der Vorhabenplanung zugrunde, dass das zukinftige Nahversor-
gungszentrum Uber eine Zufahrt von der Brauckenstraf3e und eine Zufahrt von der
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Bromberger Stral3e angefahren werden soll. Die Anlieferbereiche fur die vorgesehenen
Lebensmittelmarkte sollen dabei ausschlie3lich von der Bromberger Stral3e erfolgen.

Als Grundlagen ist bei staddtebaulichen Planungen dabei grundséatzlich die DIN 18005
Schallschutz im Stadtebau anzuwenden. Diese verweist bei gewerblichen Nutzungen
(bzw. technischen Anlagen) auf die 6. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundesim-
missionsschutzgesetz (BImSchG) — Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA-
Larm), nach der die Betriebsgerausche zu prognostizieren und zu beurteilen sind. Dar-
uber hinaus ist gepruft worden, ob auf den angrenzenden 6ffentlichen Verkehrswegen im
Untersuchungsbereich eine wesentliche Anderung der Gerauschbelastung durch das zu-
satzliche Verkehrsaufkommen eintritt. Diese Berechnung erfolgt auf der Grundlage der
16. Verordnung zur Durchfuhrung des BImSchG (Verkehrslarmschutzverordnung — 16.
BImSchV).

Als Fazit der schalltechnischen Untersuchungen ist anzufuhren, dass die vorgesehenen
Ladebereiche an der Bromberger Stral3e so zu gestalten sind, dass die Gerauschab-
strahlung in Richtung der Wohnungen an der Bromberger Straf3e beschrankt wird. Dabei
ist fir einen Ladebereich an der westlichen Grundstucksgrenze (Teilflache 1) eine Ein-
hausung vorzusehen, um die Gerduschemission in Richtung des Hauses Bromberger
Stral3e 6 im Tageszeitraum zu begrenzen. Im Nachtzeitraum zwischen 22 und 6 Uhr sind
Anlieferungen nur méglich, wenn der Rangiervorgang auf der Bromberger Straf3e vor
dem Wohngebaude vermieden werden kann. Fur den Ladebereich am Nordostrand des
Grundstlcks (Teilflache 2) ist eine Schallschutzwand vorzusehen, sofern Anliefervorgan-
ge im Nachtzeitraum zwischen 22 und 6 Uhr erfolgen sollen. Bei diesen Vorgaben ist die
Einhaltung der Immissionsrichtwerte an den benachbarten Wohnnutzungen unter Be-
ricksichtigung der Vorbelastungen durch weitere gewerbliche Nutzungen gegeben. Die
geplante gewerbliche Nutzung (Einzelhandel) liefert keinen relevanten Gerauschbeitrag
zur Gesamtbelastung. Die Veranderungen im 6ffentlichen StraRenraum fiihren nicht zu
unzumutbaren Verhaltnissen.

AbschlieRend stellt der Gutachter fest, dass der Bebauungsplan hinsichtlich der Larmsi-
tuation realisierbar ist. Die berechneten Richtwertliberschreitungen sind mit den vorge-
schlagenen Malinahmen, welche als Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen
worden sind, l6sbar. Im nach geschalteten Bauantragsverfahren ist darauf zu achten,
dass die Begrenzung der Gerduschabstrahlung im Bereich der Anlieferung beachtet
wird.

Ein Gutachten zur Luftreinhaltung ist nicht erforderlich. Es handelt sich zwar bei der
BrauckenstralRe um eine HauptverkehrsstralRe (B 229) mit Lichtsignalanlage, die gemes-
senen DTV-Werte zahlen aber nicht zu den hdchsten in Lidenscheid. Es handelt sich
hier nicht um eine typische zentral-innerstadtische Lage mit stark befahrenen, eng be-
bauten Straf3en, in denen hohe Feinstaubpartikel und Stickstoffdioxid-Konzentrationen
auftreten. Die Bebauungsstruktur ist heterogen und bestehende breite Bebauungsab-
stande, die Breite der StralRen, die schrag gegeniiber dem Vorhaben in der Bromberger
Stral3e liegende parkartige gré3ere Grinflache und die auf der anderen Seite der Brau-
ckenstral3e befindliche bewaldete Béschung mindern den negativen Einfluss des Stra-
Renverkehrs. Die Hohenlage des Vorhabens (ca. 382 bis 386 m tiber N.N.) Uberwiegend
oberhalb des Talnebels und die Offnung zu den vorherrschenden Sud- bis Westwindrich-
tungen sorgen fir einen guten Luftaustausch. Die Talnebelobergrenze fur Lidenscheid
wird aufgrund der mehrjahrigen meteorologischen Beobachtungen auf die durchschnittli-
che Hohe von ca. 370 Metern Uber N.N. festgelegt. Erst unterhalb dieser Grenze herrscht
bei so genannten autochthonen Wetterlagen (Hochdruckwetterlage, besonders in der
kalten Jahreszeit) ein inversionsanfélliges Lokalklima, das durch einen verminderten
Luftaustausch und héhere Konzentration von Schadstoffen gekennzeichnet ist. Anhalts-
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punkte fiir die Uberschreitung der Grenzwerte der 39. BImSchV gibt es daher nicht.

Ver- und Entsorgung

Die Grundstiicke sind bebaut und an das bestehende Ver- und Entsorgungsnetz ange-
schlossen. Die Entwésserung erfolgt Uber ein im Gebiet liegendes Mischwassersystem.
Entsprechende Kandle liegen in der Bromberger Stral3e, in der Brauckenstralle sowie
sternformig verlaufend uber drei Kanaltrassen im Plangebiet selbst. Um eine Uberbau-
ung mit dem neuen Vorhaben zuzulassen, ist vorab eine Erneuerung des 6ffentlichen
Kanalbestandes Voraussetzung. Grundlage dafir ist die Erarbeitung einer Planung mit
der Vorbereitung zur Ausfuihrung. Ziel ist es also, zunéchst die im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes liegenden Kanale zu erneuern und eine Uberbauung durch das Vor-
haben zu erméglichen. Auf die Kanaltrassen selbst dirfen keine statischen Belastungen
der Baukorper ausgeiibt werden. Der Vorhabentréager steht diesbeziglich mit dem Stadt-
entwasserungsbetrieb Lidenscheid-A6R (SEL) in Kontakt.

Des Weiteren befinden sich noch die verrohrten Bachlaufe des ,Schlittenbaches” und in
ihm einmiindend der ,Wefelshohler Siepen” im Baugebiet. Die technische Anlage des
Gewassers als Verrohrung mit Schachten liegt im Eigentum des jeweiligen Grundstiicks-
besitzers. Die Gewdasserunterhaltung obliegt der Stadt. Diese beinhaltet ausschlief3lich
die Rd&umung des Eintrages. Die Unterhaltung wird im Auftrage durch den SEL wahrge-
nommen. Die im Zuge der Neubebauung geplante Uberbauung bedarf neben der Ab-
stimmung mit dem SEL auch der Vorlage eines entsprechenden Wasserrechtsantrages
bei der Unteren Wasserbehdrde (Markischer Kreis) und der Genehmigung vor Baube-
ginn. Einleitungen von Oberflachenwasser sind ebenfalls von dem Vorhabentrager vor
Vollzug dort zu beantragen. Die grundsatzliche Genehmigungsfahigkeit hat die zustandi-
ge Behorde des Markischen Kreises in Aussicht gestellt. Die innerhalb des Baugebietes
liegenden Kanal- und Bachtrassen werden mit einem Leitungsrecht gesichert.

Da das Plangebiet bereits vor dem 1.Januar 1996 erstmal bebaut, befestigt und an die
offentliche Kanalisation angeschlossen gewesen und aufRerdem eine Mischwasserkana-
lisation vorhanden ist, besteht keine Versickerungspflicht nach § 51a Landeswasserge-
setz Nordrhein-Westfalen (LWG NRW).

Ein ausreichender Anschluss an die Wasserversorgung wird aufgrund der langjahrigen
Nutzung durch gewerbliche Betriebe und durch Einzelhandelsnutzungen unterstellt.

Denkmalschutz

Bei Bodeneingriffen konnen Bodendenkmaler (kultur- und /oder naturgeschichtliche Bo-
denfunde, d.h. Mauern, alte Graben, Einzelfunde aber auch Verdnderungen und Verfar-
bungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und Spalten, aber auch Zeug-
nisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt wer-
den. Die Entdeckung von Bodendenkmalern ist der Gemeinde als Unterer Denkmalbe-
hérde und/oder dem Westfélischen Museum fur Archdologie / Amt fir Bodendenkmal-
pflege, Aul3enstelle Olpe (Tel. 02761 / 93750, Fax 02761 / 2466) unverzuglich anzuzei-
gen und die Entdeckungsstétte mindestens drei Werktage in unverandertem Zustand zu
erhalten (88 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den
Denkmalbehérden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist be-
rechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und fur wissenschatftliche Erfor-
schung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehmen (8 16 Abs. 4 DSchG NRW).
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10.

11.

Der Stadt liegen zurzeit keine Anhaltspunkte dafiir vor, dass Bodendenkmaler vorhanden
sind.

Umwelt

Seitens der zustandigen Behdrden des Markischen Kreises, des Fachdienstes 45, Ab-
fallwirtschaft, Bodenschutz und Wasserbau ist auf die Durchfiihrung eines wasserrechtli-
chen Verfahrens nach § 99 LWG fir die verrohrten Bachlaufe hingewiesen worden.
Malfgeblich fir eine Genehmigung sind der technische Zustand und die hydraulische
Leistungsfahigkeit, die vorab gutachterlich zu prifen sind. Ggf. sind die Anlagen zu sa-
nieren oder zu erneuern. Dies hat die Vorhabentragerin im entsprechenden Verfahren
mit der Behdrde zu regeln. Generelle Bedenken, die dem Bauleitplanverfahren und der
mit ihr beabsichtigten planungsrechtlichen Vorbereitung der Uberbauung der verrohrten
Bachlaufe entgegenstehen kénnten, werden nicht gedulRert.

Der Umweltbericht sieht flr das Schutzgut ,Mensch” bezuglich der Larmimmissionen nur
geringe Auswirkung durch die allgemeine Verkehrszunahme. Fir den Anlieferbereich
werden MalRnahmen zur Vermeidung von Auswirkungen im Bebauungsplan festgesetzt.

Sehr gering betroffen sind die Schutzgtter ,Landschaft, Kultur- und sonstige Sachguter*,
Jforstwirtschaftliche Nutzungen®, ,landwirtschaftliche Nutzungen / Jagd und Fischerei, da
diese im Plangebiet nicht stattfinden bzw. nicht vorhanden sind. Ebenfalls als sehr gering
werden die Auswirkungen auf die Schutzguter ,Tiere und Pflanzen, dkologische Vielfalt"
und ,Bodenverbrauch” aufgrund der bereits beplanten und bebauten Flachen eingestuft.

Gleiches gilt im Rahmen der Gesamtbebauung fur das Schutzgut ,Luft und Klima“. Die
im Umweltbericht vorgeschlagenen héheren Begrinungsanteile kénnen zugunsten einer
auf Realisierung des Nahversorgungszentrums (s. Kapitel 4.2) ausgelegten Projektpla-
nung nicht umgesetzt werden.

Es sind Anschuttungen im Plangebiet und sanierte Altstandorte in der Nachbarschaft
vorhanden. Aufgrund der Ergebnisse vorliegender Untersuchungen werden die Auswir-
kungen der Planungen jedoch als gering eingestuft.

Die Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut ,Wasser" werden ebenfalls gering ein-
gestuft, da vorhandene Bache bereits seit Jahrzehnten verrohrt sind und sich diese Situ-
ation nicht verandern wird. Die betroffenen Behdrden haben auf3er dem Hinweis, dass
beziiglich der Uberbauung der verrohrten Bachlaufe noch genehmigungsrechtliche und
technische Fragen zu klaren sind, keine Bedenken gegen die Planung oder Griinde fiir
die Nicht-Durchfuihrbarkeit vorgetragen, so dass von der prinzipiellen Vollzugsféahigkeit
der Planung auszugehen ist.

Kosten

Die planungsbegtinstigte Eigentimerin der Flachen tragt die Kosten fir die erforderlichen
Gutachten, die ErschlieRungskosten und Planungsleistungen im Rahmen des Bauleit-
planverfahrens, die von der Stadt Lidenscheid auf Private tbertragbar sind. Die Stadt
Lidenscheid tragt die Verwaltungskosten, die durch ihre hoheitlichen Aufgaben im Plan-
verfahren entstehen. Im Rahmen der verkehrlichen Untersuchungen im Aufstellungsver-
fahren ist die Notwendigkeit einer Lichtzeichenanlage am Knotenpunkt Honseler Bruch /
BrauckenstraRe aufgekommen, fir die das Vorhaben jedoch nicht ursachlich ist, bzw. nur
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12.

zu einem geringen Teil an der Situationsverschlechterung beteiligt ist. Entsprechend den
Regelungen des BundesfernstralRengesetzes (FStrG) sind die Kosten flr die neu zu er-
richtende Lichtzeichenanlage in etwa zu zwei Dritteln von dem Landesbetrieb Stral3en-
bau NRW und in etwa zu einem Drittel von der Stadt Lidenscheid zu tragen.

Durchfihrungsvertrag und Vorhaben- und Erschlielungsplan

Gemal § 12 Baugesetzbuch liegt diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein Vor-
haben- und Erschlielfungsplan bei, aus dem die Lage der geplanten Baukdrper mit deren
beabsichtigten Nutzung und Verkaufsflachen sowie die architektonischen Ansichten der
Baukorper ersichtlich werden. Auch die geplante Stellplatzanlage, die Zufahrten und die
Lage der Grunflachen werden hieraus ersichtlich. Aul3erdem wird gem. § 12 BauGB vor
Satzungsbeschluss ein Durchfiihrungsvertrag mit dem Vorhabentrager abgeschlossen.
Hierin verpflichtet sich der Vorhabentrager zur Durchflihrung des Vorhabens in einer be-
stimmten Frist auf eigene Kosten. Darliber hinaus werden im Durchfihrungsvertrag ar-
chitektonische, bauliche und nutzungsbezogene Malinahmen wie weitergehenden An-
sichten, Werbeanlagen, die Begrenzung der Verkaufsflachen, Art und Durchflihrung der
Grunbepflanzungen sowie die geplanten Larmschutz-, Vorbereitungs- und Erschlie-
Bungsmafinahmen vertiefend geregelt.

Lidenscheid, den 18.01.2012
Der Birgermeister

im Auftrag

gez. Martin  Barwolt
Martin Barwolf
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Stadt Ludenscheid
- Fachdienst Umweltschutz und Freiraum —

11

1.2

Umweltbericht

zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 820 ,Nahversorgungszentrum

Brauckenstrale“ und zugleich zur

130. Anderung des Flachennutzungsplanes der Stadt Liidenscheid

Einleitung

Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele der Bauleitplanung

Es ist beabsichtigt, unter Einbeziehung bisher nicht beplanter gewerblich genutzter
Flachen eine im Bebauungsplan 558 festgesetzte Gewerbeflache als Sondergebiet
fur die ortliche Nahversorgung umzunutzen. Neben der Versorgung der benachbarten
Wohnbereiche dient die Planédnderung auch der Wiedernutzung der seit einiger Zeit
brachgefallenen Grundsticksflache. Es ist ferner beabsichtigt, hinsichtlich der bauli-
chen Ausnutzbarkeit der Grundstiicke zur Unterbringung der erforderlichen Stellplat-
ze die Kappungsgrenze von 80 % versiegelbarer Grundstucksflachen nach § 19 Bau-
nutzungsverordnung durch Zulassen einer nahezu hundertprozentigen Versiegelbar-
keit zu Uberschreiten. Gleichzeitig mit der Plananderung werden die in anderen Pla-
nungen der Stadt Liudenscheid tblichen Gestaltungsvorschriften fir Werbeanlagen
implementiert. Randliche Begriinungsmafinahmen entlang der Grundstiicksgrenzen
zur Verbesserung des Ortsbildes und Wahrung 6kologischer Mindeststandards sind
ausnahmsweise nicht vorgesehen.

Da der Flachennutzungsplan an dieser Stelle bisher Gewerbeflachen darstellt, muss
auch der Flachennutzungsplan in Anpassung an die Bebauungsplanaufstellung ge-
andert werden. Der nachstehende Umweltbericht berlcksichtigt daher auch die Aus-
wirkungen der Flachennutzungsplananderung.

Umweltschutzziele aus einschlagigen Fachgesetzen und Fachpldnen und ihre
Bedeutung flur die Bebauungsplananderung

Als Ziele des Umweltschutzes werden die einschlagigen Gesetze, Rechtsverordnun-
gen, Erlasse, Verwaltungsvorschriften und Technischen Anleitungen zu Grunde ge-
legt, die fur die jeweiligen Schutzguter in Bauleitplanverfahren anzuwenden sind. Die
Ziele des Umweltschutzes werden zu den einzelnen Schutzgitern naher beschrieben.

Die Eingriffsregelung in den Naturhaushalt und in die Landschaft im Sinne des § 8
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) bzw. des § 4 des Landschaftsgesetzes
NW (LG NW) wurde beachtet und angewendet.

Die einschlagigen Vorschriften des Wasserrechtes zum Schutz des Grundwassers
und zum Schutz vor Uberschwemmungen (§ 51a LWG) wurden beriicksichtigt.



1.3

2.1

Bedarf an Grund und Boden

Flachennutzungsplan

Im Rahmen der Flachennutzungsplananderung entsteht kein erstmaliger Bedarf an
Grund und Boden, da fiir das Plangebiet bereits eine bauliche Nutzung ausgewiesen
ist und lediglich die Nutzungsart geandert wird.

Bebauungsplan

Im Rahmen der Bebauungsplananderung entsteht kein erstmaliger Bedarf an Grund
und Boden, da im Zuge der Planaufstellung die Baunutzungsverordnung von 1990
zum Tragen kommt und der Bebauungsplan somit Festsetzungen trifft, die die bisher
mogliche véllige Versiegelung der Grundstiicke nicht mehr zulésst.

Die vom Investor beabsichtigte Planung sieht eine Versiegelung des Grundstickes
fur bauliche Anlagen — insbesondere auch auf Grund des hohen Stellplatzbedarfes —
von ca. 95 % der Gesamtflache vor, so dass die Planung diese Vorstellungen mit der
Uberschreitung der Kappungsgrenze der Grundflachenzahl bei 80 % zu ermdglichen
sucht. Raum fir die sonst im Rahmen des Planungsermessens ublichen Begri-
nungsmafRnahmen bleibt demnach nicht.

Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen / Eingriffsregelung

Bestandsaufnahme und Bewertung

Schutzgut Mensch

Ziele des Umweltschutzes

DIN 4109 und 18005, Bundesimmissionsschutzgesetz, 16. und 18. BImSch-
Verordnung, Technische Anleitung Larm, Freizeitlarmerlal3, Baugesetzbuch (gesunde
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse), Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL)

Flachennutzungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Das geplante Nahversorgungszentrum mit geplant Gber 100 Stellplatzen verursacht
einen erhohten Zielverkehr (Kaufer, Anlieferung), der sich méglicherweise stérend auf
benachbarte Wohnbebauungen entlang der Zufahrtswege auswirken kann.

Die Ingenieurgesellschaft fir Verkehrswesen mbH, Brilon, Bondzio, Weiser hat im Ap-
ril 2011 eine ,Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 820 ,Nahver-
sorgungszentrum Brauckenstral3e" in Lidenscheid” vorgelegt. Die Untersuchung hat-
te zum Ziel, die schalltechnischen Auswirkungen des Planvorhabens auf die umlie-
genden Nutzungen zu ermitteln und die Einhaltung der zulassigen Obergrenzen fir
Gerauschimmissionen zu tberprufen. Dabei liegt die Vorhabenplanung zugrunde,
dass das zuklnftige Nahversorgungszentrum Uber eine Zufahrt von der Bréu-
ckenstral3e und eine Zufahrt von der Bromberger Stral3e angefahren werden soll. Die



Anlieferbereiche fur die vorgesehenen Lebensmittelmarkte sollen dabei ausschliel3-
lich von der Bromberger Straf3e erfolgen.

Als Grundlagen ist bei stadtebaulichen Planungen dabei grundsétzlich die DIN 18005
Schallschutz im Stadtebau anzuwenden. Diese verweist bei gewerblichen Nutzungen
(bzw. technischen Anlagen) auf die 6. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-
immissionsschutzgesetz (BImSchG) — Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm
(TA-L&rm), nach der die Betriebsgerausche zu prognostizieren und zu beurteilen
sind. Dartber hinaus ist gepruft worden, ob auf den angrenzenden 6ffentlichen Ver-
kehrswegen im Untersuchungsbereich eine wesentliche Anderung der Gerauschbe-
lastung durch das zusatzliche Verkehrsaufkommen eintritt. Diese Berechnung erfolgt
auf der Grundlage der 16. Verordnung zur Durchfiihrung des BImSchG (Verkehrs-
larmschutzverordnung — 16. BImSchV).

Als Fazit der schalltechnischen Untersuchungen ist anzufiihren, dass die vorgesehe-
nen Ladebereiche an der Bromberger Stral3e so zu gestalten sind, dass die Ge-
rauschabstrahlung in Richtung der Wohnungen an der Bromberger Stral3e be-
schrankt wird. Dabei ist fir einen Ladebereich an der westlichen Grundstticksgrenze
(Teilflache 1) eine Einhausung vorzusehen, um die Gerauschemission in Richtung
des Hauses Bromberger Stral3e 6 im Tageszeitraum zu begrenzen. Im Nachtzeitraum
zwischen 22 und 6 Uhr sind Anlieferungen nur méglich, wenn zusétzlich der Rangier-
vorgang auf der Bromberger Strafl3e vor dem Wohngebaude vermieden werden kann.
Fir den Ladebereich am Nordostrand des Grundstuicks (Teilflache 2) ist eine Schall-
schutzwand vorzusehen, sofern Anliefervorgange im Nachtzeitraum zwischen 22 und
6 Uhr erfolgen sollen. Bei diesen Vorgaben ist die Einhaltung der Immissionsrichtwer-
te an den benachbarten Wohnnutzungen unter Berticksichtigung der Vorbelastungen
durch weitere gewerbliche Nutzungen mdéglich. Die geplante gewerbliche Nutzung
(Einzelhandel) liefert keinen relevanten Gerduschbeitrag zur Gesamtbelastung. Die
Veranderungen im offentlichen StralBenraum flhren nicht zu unzumutbaren Verhalt-
nissen.

Bewertung

AbschlieRend stellt der Gutachter fest, dass der Bebauungsplan hinsichtlich der
Larmsituation realisierbar ist. Die berechneten Richtwertiberschreitungen sind mit
den vorgeschlagenen MaRRnahmen, welche als Festsetzung in den Bebauungsplan
aufgenommen worden sind, lI6sbar. Unter diesen Voraussetzungen sind die Auswir-
kungen als sehr gering zu beurteilen.

gering | mittel | hoch [ sehrhoch |

Ausgleichsmallnahmen

Hierzu wird auf den vorletzten Absatz verwiesen.

MafRnahmen zum Monitoring

Im nachgeschalteten Bauantragsverfahren ist darauf zu achten, dass die Begrenzung
der Gerauschabstrahlung im Bereich der Anlieferung beachtet wird.



Bebauungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Hierzu wird auf die vorstehenden Aussagen fur den Bereich des Flachennutzungs-
planes verwiesen.

Bewertung

Dto. wie vor

gering | mittel | hoch [ sehrhoch |

AusgleichsmalRhahmen

Wie vor

MafRnahmen zum Monitoring

Wie vor.

Schutzgut Tiere und Pflanzen, 6kologische Vielfalt

Ziele des Umweltschutzes

Eingriffsregelung im Baugesetzbuch (8§ 1A), dem Bundesnaturschutzgesetz und dem
Landschaftsgesetz NW, Artenschutzvorschriften, FFH-Richtlinie, Vogelschutzrichtlinie
VRL

Flachennutzungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Die Flachennutzungsplananderung beinhaltet die Ausweisung einer Sonderbauflache
an Stelle einer Gewerbeflache. Die Gewerbeflache ist bereits realisiert, das Plange-
biet baulich zu ca. 90 % durch Bebauung ausgenutzt. Durch die Umzonierung der
Nutzung ergibt sich im Hinblick auf die Biotoptypen und die Biotopvernetzung, beson-
ders (streng) geschutzte Arten nach Bundesnaturschutzgesetz oder die Biotopvernet-
zung keine positive oder negative qualitative Verdnderung oder eine Habitatverschie-
bung, da das Vorkommen dieser Arten ausgeschlossen werden kann (s.a. unter ,Be-
bauungsplan, Nr. 4.).

Bewertung

Ein Eingriff findet nicht statt.

gering | mittel | hoch [ Sehrhoch |




AusgleichsmalRnahmen

sind nicht erforderlich.

MafRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.

Bebauungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen, Prognose Nullvariante

1. Nutzungsbilanz

Das Plangebiet besteht zu tiber 90 % aus baulich genutzten, versiegelten Flachen.
Offene Bereiche sind topografisch Gberformt (Béschungen, Abgrabungen, Anfillun-
gen) und zeigen die daftr Gbliche Stérvegetation. Natirliche Bodenverhéltnisse sind
nicht mehr vorhanden.

Die Planung sieht ebenfalls Versiegelungsraten von tber 90 % vor; ggf. wird die tat-
sachliche Versiegelungsrate der geplanten Entwicklung etwas geringer ausfallen als
im Bestand. Im Hinblick auf die Flachenbilanz bestehen jedoch keine relevanten oder
bedeutsamen Verschiebungen.

2. Biotoptypenbewertung

Die Bemerkungen zur Nutzungsbilanz lassen sich ohne Weiteres auf die Biotopty-
penbewertung Ubertragen. Die vollig versiegelten Flachen als Biotoptyp (0 Wertpunk-
te) dominieren im Bestand wie in der Planung mit tiber 90 % der Flachen. Demge-
genuber tragen die verbleibenden Freiflachen nicht zur 6kologischen Aufwertung bei,
zumal sie sehr zersplittert liegen oder von unglinstigem, teils langgezogenem Fla-
chenzuschnitt sind. Zwischen Bestand und Planung sind daher keine wertmafigen
Veradnderungen zu erwarten.

3. Biotopvernetzung

Die Freiflachen tragen nicht zur Biotopvernetzung in der Umgebung bei. Sie haben
lediglich geringe Funktionen fur die Avifauna, hier jedoch auch nur fir Ubiquisten, wie
Blaumeisen oder Amseln. Die baulich-gewerbliche Umgebung wie die angrenzenden
StralR3en schneiden das Plangebiet zudem von den (etwas) starker durchgriinten Be-
reichen der weiteren Umgebung ab. Da sich die Flachenbilanz und die Art und Quali-
téat der Biotoptypen zwischen Bestand und Planung nicht &ndert, sind auch hinsicht-
lich der Biotopvernetzung keine Veranderungen zu erwarten.

4. Besonders (streng) geschutzte Arten, planungsrelevante Arten

Zur Feststellung besonders geschiitzter Arten wurde im August 2011 eine Gelande-
begehung durchgefiihrt. Da sich die Neugestaltung im Wirkungsbereich einer bereits



vorhandenen, stark versiegelten Flache vollzieht, also nur mit einem sehr geringen
Eingriff zu rechnen ist, wurde auf eine spezielle faunistische Kartierung verzichtet.

Schlingnatter

Coronella austriaca

Deutscher Wissenschaftlicher Nahrungs- Brut- Art im RL RL
Name Name Raum raum U-Raum NW D
Saugetiere
Haselmaus Muscardinus avellanarius Wald Wald tritt nicht auf ¥ v
Braunes Langohr Plecotus auritus Wald Baume tritt nicht auf 3 v
Fransenfledermaus Myotis nattereri Wald Baume tritt nicht auf 3 3
GroRer Abendsegler Nyctalus noctula Wald Gebaude tritt nicht auf ' 3
GrofRRes Mausohr Myotis myotis Wald Gebaude tritt nicht auf 2 3
Kleine Bartfledermaus Myotis mystacinus Gewasser Gebaude tritt nicht auf 3 3
Teichfledermaus Myotis dasycneme Gewasser Gebaude tritt nicht auf ' G
Wasserfledermaus Myotis daubentonii Gewasser Baume tritt nicht auf 3 *
Zweifarbfledermaus Vespertilio murinus extens. Kulturland Gebaude tritt nicht auf ' G
Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus Siedlungen Gebaude Ggf. moglich * *
Vogel
Eisvogel Alcedo atthis Gewasser Ufer tritt nicht auf * v
Gartenrotschwanz Phoenicurus phoenicurus Heidegebiete Baume tritt nicht auf 2 v
Grauspecht Picus canus Wald Baume tritt nicht auf 2 v
Habicht Accipiter gentilis Waldrand Baume tritt nicht auf | Vv *
Kiebitz Vanellus vanellus Grinland Grunland tritt nicht auf 3 2
Kleinspecht Dryobates minor Wald Baume tritt nicht auf 3 *
Méusebussard Buteo buteo strukt. Landschaft Baume tritt nicht auf * -
Mehlschwalbe Delichon urbica Grinland Gebaude tritt nicht auf 3 "
Neuntéter Lanius collurio extens. Kulturland | Busche tritt nicht auf |V "
Rauchschwalbe Hirundo rustica Grinland Gebaude tritt nicht auf 3 v
Rotmilan Milvus milvus strukt. Landschaft | Baume tritt nichtauf | 3 |V
Schwarzspecht Dryocopus martius Wald Baume tritt nicht auf 3 *
Schwarzstorch Ciconia nigra Gewasser Baume tritt nicht auf 2 3
Sperber Accipiter nisus strukt. Landschaft Baume tritt nicht auf * *
Turmfalke Falco tinnunculus strukt. Landschaft Gebaude tritt nicht auf | Vv *
Waldkauz Strix aluco Wald Baume tritt nicht auf ¥ ¥
Waldohreule Asio otus Wald Baume tritt nicht auf 3 *
Wiesenpieper Anthus pratensis extens. Kulturland Griinland tritt nicht auf 2 *
Amphibien
Geburtshelferkrote Alytes obstetricans Industriebrachen Gewasser tritt nicht auf | Vv 3
Kammmolch Triturus cristatus Wald; Gewasser Gewasser tritt nicht auf 3
Reptilien ‘
strukt. Landschaft Erdlécher tritt nicht auf ‘ 2 ‘ 2 ‘




Alle fiir das Messtischblatt 4711 (1:25.000) vom LANUV angegebenen Arten werden
bezuglich ihres potentiellen Vorkommens im Untersuchungsraum betrachtet.

Da fur die allermeisten der oben aufgefuhrten, planungsrelevanten Arten geeignete
Biotop- oder Habitatstrukturen fehlen, kann ein Vorkommen mit sehr hoher Wahr-
scheinlichkeit ausgeschlossen werden. Nachfolgend wird fur jede einzelne Art be-
grindet, warum ein Auftreten im Untersuchungsgebiet nicht anzunehmen ist.

Grunlandabhangige Arten

Mehlschwalbe, Rauchschwalbe und Kiebitz besiedeln landliche Gebiete mit ausge-
dehnten Freiflachen. Sie bendtigen zur Jagd strukturierte Griinland- oder Ackerfla-
chen. Obwohl die Schwalbenarten ihre Nester auch an Gebauden und Industrieanla-
gen anbringen, fehlen im n&heren Umfeld die lebensnotwendigen Nahrungshabitate.
Ein Vorkommen von griinlandabhangigen Arten auf dem Vorhabengrundstick ist so-
mit auszuschlie3en.

Offenlandabhangige Arten

Greifvogel wie Mausebussard, Rotmilan, Sperber und Turmfalke brauchen eine offe-
ne bis halboffene gut strukturierte Kulturlandschaft um ihren Nahrungsbedarf zu de-
cken. Ihre Nistplatze befinden sich in der Regel in hohen Baumen. Das Nahrungsha-
bitat teilt sich die Zweifarbfledermaus mit den Greifvogeln. Allerdings nutzt diese
Saugetierart alte Gebaude als Unterschlupf. Neuntoter, Gartenrotschwanz, Wiesen-
pieper und die Schlingnatter benétigen zum Uberleben die offene Landschaft mit ein-
gestreuten Feldgehdlzen, Hecken oder ausgedehnten Waldrandern. Da das Vorha-
bengrundstiick viel zu klein ist um den Lebensraumanspriichen einer der oben be-
schrieben Arten gerecht zu werden, ist die Wahrscheinlichkeit eines Vorkommens .

Gewasserabhangige Arten

Arten wie die Kleine Bartfledermaus, Teichfledermaus, Wasserfledermaus, Schwarz-
storch, Eisvogel, Geburtshelferkrote, und Kammmolch sind alle vom Vorkommen
mehr oder weniger grofRen, offenen Wasserflachen abhangig. Da auf dem Grund-
stuck keine offenen Gewasser zu finden sind, also keine geeigneten Biotopstrukturen
vorhanden sind um die artspezifischen Lebensraumanspriiche zu befriedigen ist ein
Vorkommen der jeweiligen Arten auszuschliel3en.

Waldabhangige Arten

Braunes Langohr, Fransenfledermaus, Grol3er Abendsegler, GroRes Mausohr, Ha-
selmaus, Habicht, Waldkauz, Waldohreule, Grauspecht, Kleinspecht und der
Schwarzspecht finden auf dem Gelande ebenfalls keine Strukturen die ihnen ein U-
berleben ermdglichen wirden. Diese Arten jagen oder briten in unterschiedlich aus-
gebildeten Lebensraumen. Einige Arten bevorzugen Nadelgehdlze andere Arten sind
Uberwiegend in Laubholzbestdnden zu finden. Allen gemeinsam ist, das sie vom
Wald oder im Wald leben. Da der Versiegelungsgrad des untersuchten Gelandes bei
ca. 90 % liegt, ist ein Vorkommen einer der oben genannten Arten Gberaus unwahr-
scheinlich anzusehen.



Die Zwergfledermaus

Die Zwergfledermaus kann, als Kulturfolger, auch in dicht besiedelten Gebieten vor-
kommen. Als Gebaudefledermaus nutzt sie wahrend der Sommermonate Hohlrdume
unter Dachpfannen, Flachdachern, hinter Wandverkleidungen, in Mauerspalten oder
auf Dachbotden. Hier richten sich die Tiere dann ihre Jagdquartiere oder Wochenstu-
ben ein. Sie jagen entlang von Waldrandern, in park&hnlichen Geholzbestanden und
an StralRenlaternen. Die Winterruhe beginnt ab Oktober/November und dauert bis
Marz/April. Als Quartiere werden Felsspalten sowie Keller oder Stollen bezogen. Hier
Uberwintern sie in grof3en Gruppen mit mehreren tausend Tieren. Da im Vorhabenbe-
reich allenfalls Sommerquartiere zu finden sind mussten die Abbrucharbeiten in der
Zeit der Winterruhe durchgefiihrt werden. Es ware dann sicher gestellt, das Verbots-
tatbestéande nach § 42 Abs.1i.V.m. Abs.5 bew. §19 Abs.3 BNatSchG nicht vorliegen.

Bewertung

Ein Eingriff in den Arten- und Biotopschutz und gemaR der Eingriffsregelung liegt
nicht vor.

sehr gering | gering | mittel | hoch | sehr hoch

AusgleichsmalRnahmen

1. Allgemeiner 6kologischer Ausgleich

ist nicht erforderlich, da keine Verschlechterungen zu erwarten sind

2. Ausgleich Biotopvernetzung

ist nicht erforderlich, da keine Verschlechterungen zu erwarten sind.

3. Ausgleich geschiitzte Arten, artenbezogener Ausgleich

ist nicht erforderlich. Allerdings ist ein Abril3 der Gebaude in der Zeit von Anfang April
bis Ende Oktober nur moglich, wenn die Abbrucharbeiten durch ein 6kologisch fach-
kundiges Buro begleitet bzw. die Geb&ude unmittelbar vor dem Abbruch durch ein
solches Biro besichtigt und die Unbedenklichkeit bei der Bauaufsichtsbehérde besta-
tigt wird.

MafRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.

Schutzqut Luft und Klima

Ziele des Umweltschutzes




Baugesetzbuch, Bundesimmissionsschutzgesetz, Durchfihrungsverordnungen zum
Bundesimmissionsschutzgesetz (z.B. 22. BimSchVO)

Flachennutzungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Die Anderung der Nutzung im Flachennutzungsplan hat keine Auswirkungen auf das
ortliche Klima.

Bewertung

In einer 5-stufigen Skala werden die Auswirkungen als ,sehr gering’ einzustufen sein.

gering | mittel | hoch [ sehrhoch |

AusgleichsmalRnahmen

Sind nicht erforderlich.

MaRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.

Bebauungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen, Prognose Nullvariante

Da das Plangebiet und seine Umgebung gewerblich gepragt und geschlossen bebaut
sind, ist das ortliche Klima stadtisch vorgepragt. Es dominieren bauliche Materialien,
die zur Uberwarmung in der Umgebung beitragen. Minderungseffekte sind im Rah-
men der Planung nicht zu erwarten, da die durch den Bebauungsplan vorgesehene
100-%-ige Versiegelung, die auf Vorstellungen des Investors zurtickgeht, klimatisch
mildernde Grunflachen (Ublich sonst 20 % der Grundflache) nicht zulasst. Diesem Ziel
folgend, sind auch Baumstandorte nur mit unterirdischen Pflanzgruben vorgesehen.

Bewertung:

Die Auswirkungen werden im Rahmen der Gesamtbebauung als sehr gering, im 6rtli-
chen Rahmen als ,mittel’ eingestuft.

sehr gering IEELY hoch | _sehrhoch |

AusgleichsmalRhahmen

Als Ausgleichsmalinahmen ist Ortlich eine Realisierung eines deutlich héheren als
vorgesehenen Anteils unversiegelter, begrtinter Flachen durch Umgruppierung der
Stellplatze oder durch Verzicht auf einen Teil derselben mdglich.



MafRnahmen zum Monitoring

Kontrolle des Anwuchserfolges in dem Falle, dass gro3ere Griunflachenanteile reali-
siert werden. Die Kontrolle sollte sich bis zu 5 Jahre erstrecken.

Schutzqut Landschaft

Ziele des Umweltschutzes

Baugesetzbuch, Bundesnaturschutzgesetz, Landschaftsgesetz NW, Denkmalschutz-
gesetz

Flachennutzungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Die Anderung in der Darstellung der Nutzung von Gewerbeflache in Sonderbauflache
hat auf das Ortsbild keinen Einflu3. Dieses ist und bleibt von relativ gro3formatigen
Gebauden gewerblichen Charakters gepragt. Eine Anderung ist daher nicht zu erwar-
ten.

Bewertung

Ein Eingriff findet nicht statt.

gering | mittel | hoch [ sehrhoch |

AusgleichsmalRhahmen

sind nicht erforderlich.

MafRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.

Bebauungsplan

Auswirkungen des Vorhabens, Prognose Nullvariante

Positiv gestalterische Verbesserungen durch Begriinung sind auf Grundlage der In-
vestorenpléne und der Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht zu erwarten. Die
Aufnahme griingestalterischer Festsetzungen (6rtliche Bauvorschriften) in den Be-
bauungsplan ist insoweit obsolet, als sie bei den geplanten Ausnutzungskennzahlen
tatsachlich nicht umgesetzt werden kénnen und nach den vorliegenden Planen des
Investors auch tatséchlich nicht realisiert werden sollen.



Bewertung:

Ein Eingriff findet dennoch nicht statt, da die vorhandene Bebauung insbesondere zu

den optisch wirksamen Stral3enrandern ohne jegliche Begriinung existiert.

sehr gering |

gering

mittel

hoch

sehr hoch

AusgleichsmalRnahmen

sind nicht erforderlich.

MafRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.

Schutzqut Boden

Ziele des Umweltschutzes

Baugesetzbuch § 1A, Bundesgesetz, Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung,
Landesbodenschutzgesetz, Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz

1. Auswirkungen d. Vorhabens auf den Bodenverbrauch, Prognose Nullvariante

Flachennutzungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Der Saldo der Flachennutzungen verschiebt sich zugunsten der Sonderbauflachen
unter Verlust von Gewerbeflachen; im Hinblick auf erstmaligen Bodenverbrauch ist

diese Verschiebung ohne Belang

Bewertung

Ein Eingriff findet nicht statt.

sehr gering gering

mittel

hoch

sehr hoch

AusgleichsmalRnahmen

sind nicht erforderlich.

MaRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.



Bebauungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Hierzu wird auf die Aussagen zu den Auswirkungen im Rahmen der Flachennut-
zungsplanénderung verwiesen. Die 6rtliche Situation ist durch einen sehr hohen —
teils 100-%-igen Versiegelungsgrad gekennzeichnet. Da im Bebauungsplangebiet Nr.
558 die erste Baunutzungsverordnung anzuwenden ist, ist in diesem Teilbereich des
Plangebietes zudem eine vollige Versiegelung zumindest durch Nebenanlagen zulés-
sig. Der Bebauungsplanentwurf sieht fiir das Aufstellungsgebiet die Uberschreitung
der Kappungsgrenze der Grundflachenzahl geman § 19 Baunutzungsverordnung auf
100% Versiegelung vor. Ein hdherer Versiegelungsgrad als bereits realisiert oder zu-
lassig wird dadurch nicht generiert.

Bewertung

Ein Eingriff findet nicht statt.

sehr gering | gering | mittel | Hoch | sehrhoch |

AusgleichsmalRhahmen

sind nicht erforderlich.

MafRnahmen zum Monitoring

Sind nicht erforderlich.

2. Auswirkungen des Vorhabens auf die Bodenqualitat, Prognose Nullvariante

Flachennutzungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Die geanderten Darstellungen im Flachennutzungsplan haben keinen Einflu3 auf die
Bodenqualitat. Ansonsten wird auf die Aussagen zum Bebauungsplan verwiesen.

Bewertung

In einer 5-stufigen Skala werden die Auswirkungen als ,sehr gering’ einzustufen sein.

gering | mittel | hoch | sehrhoch |




AusgleichsmalRnahmen

sind nicht erforderlich.

MaRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.

Bebauungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Im Plangebiet befindet sich der Altstandort ,Betriebstankstelle Schwarz + Born* (Alt-
lastenflache Nr. 238) an der Bromberger Straf3e. Es liegt im Zusammenhang mit der
Stilllegung der Erdtanks eine ,Gefahrdungsabschatzung/Orientierende Untersuchung”
des Gutachterbiros Fuhrmann & Braukmann GbR von 10/2002 vor. Demgemaf wur-
den keine umweltrelevanten Bodenverunreinigungen im Bereich der Erdtanks festge-
stellt, so dass auf der Grundlage des Kenntnisstandes von 2002 bei der vorhandenen
Nutzung keine Gefahrdung von diesem Standort ausgeht. Die Stilllegung der Erd-
tanks erfolgte 2003.

An das Plangebiet grenzt im Stidwesten eine 1993 aufgegebene Tankstelle an, die im
Altlastenkataster des Markischen Kreises unter der Altstandortnummer 115 mit der
Bezeichnung ,Brauckenstral’e 77 gefiihrt wird. Der 1994 erfolgte Ausbau der 4 Erd-
tanks ist gutachterlich begleitet und dokumentiert worden. Es wurden im Bodenaus-
hub, im anstehenden Boden sowie im Sandbett nach organoleptischer Beurteilung
keine Kohlenwasserstoffe gefunden, so dass keine Sanierung erforderlich war. Es ist
davon auszugehen, dass keine Kohlenwasserstoffbelastung durch diesen angren-
zenden Altstandort auf das Plangebiet stattgefunden hat.

Das seit April 2011 hier vorliegende ,Riuckbau- und Entsorgungskonzept* des Gut-
achters ,,Geologisches Biro Slach GmbH" von 01/2011 beinhaltet die Untersuchung
der vom Ruckbau betroffenen Gebaude auf mogliche Schadstoffe. Es finden sich im
Gutachten einige Hinweise auf Einflussfaktoren des Bodenzustands: In der Lager-,
Garagen- und Werkstatthalle an der Bromberger Stral3e sind mehrere Wartungsgru-
ben (tlw. verfullt), die aufgrund mangelnder Zuganglichkeit nicht untersucht werden
konnten. In seiner Bewertung fordert der Gutachter hier auch eine nachtragliche Un-
tersuchung.

Die Asphaltflache, die das Gebaude an dem ehemaligen Discounter an der Brau-
ckenstral’e 83 umgibt ist, ist mit einem PAK-gehalt von 98.8 mg/kg teerhaltig und
muss gesondert entsorgt werden.

Im Rahmen des im Juni 2011 zur Verfiigung gestellten Baugrundgutachtens des Bi-
ros Slach aus 01/2011 werden auf der Grundlage von 15 Kleinrammbohrungen, de-
ren Bohrinhalt organoleptisch angesprochen wurde, auch Aussagen zu der Anschit-
tung getroffen. So weist die Anschittung in der ehemaligen Talmitte eine Méachtigkeit
bis zu 4,4 Metern auf, ansonsten schwanken die Auffillungsmachtigkeiten in den
Randbereichen von 1 bis 3 Metern. Die von der Korngrdol3e her sehr heterogen zu-
sammengesetzte Auffullung besteht aus regionaltypischen Béden mit Beimengungen
an Bauschutt. Parallel zur Brauckenstral3e findet sich in einer Tiefe von 1,4 bis 1,6
Metern die alte Fahrbahn der Brauckenstral3e.



Zur groben Beurteilung der Schadstoffgehalte geben 2 analysierte Mischproben aus
der Anschiittung Hinweise: die Mischprobe 1 aus dem westlichen Teil weist das Mate-
rial aufgrund der Gehalte an PAK und Benzoapyren abfallrechtlich als Z2- Material
aus, die Mischprobe 2 aus dem 6stlichen Teil mit nur geringen Schadstoffgehalten als
Z1.1-Material (Grundlage bildet LAGA-Boden 2004). Aus dem Ergebnis der Bepro-
bung der Bohrung 10 mit Untersuchung auf Kohlenwasserstoffen und PAKs leitet der
Gutachter keine Gefahrdung des Grundwassers ab. Die Uberpriifung des Teergehal-
tes an verschiedenen Stellen der Asphaltflache weist neben der bereits oben erwahn-
ten Flache um den ehemaligen Discounter (PAK-Wert: 1.210 mg/kg) die in der Tiefe
liegende ,alte Brauckenstral3e" mit einem Gehalt von 6.150 mg/kg PAK im Feststoff
als stark mit polycyclischen aromatischen Kohlenwasserstoffen belastet aus. Auf
Grund der Versiegelung und der geringen Wasserldslichkeit von PAKs sind diese
nicht freisetzbar und stellen keine Geféahrdung dar.

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich auf der Grundlage der vor-

handenen Informationen keine gravierenden Verdachtsmomente fir die Anschittung
ergeben.

Bewertung

In einer 5-stufigen Skala werden die Auswirkungen als ,gering’ einzustufen sein.

| sehr gering mittel | hoch [ sehrhoch |

Ausgleichsmallnahmen

Es sind keine Ausgleichsmaflinahmen erforderlich.

MafRnahmen zum Monitoring

Es sind keine MaRnahmen zum Monitoring erforderlich.

Schutzgut Wasser

Gesetzliche Grundlagen

Wasserhaushaltsgesetz, Landeswassergesetz, Bundesnaturschutzgesetz, Land-
schaftsgesetz

Flachennutzungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Das Plangebiet ist im Flachennutzungsplan als Gewerbegebiet und als solches auch
in der Zentralen Entwéasserungsplanung erfasst. Anderungen auf Ebene des Fla-
chennutzungsplanes treten daher nicht auf.



Bewertung

In einer 5-stufigen Skala werden die Auswirkungen als ,sehr gering’ einzustufen sein.

gering | Mittel | hoch [ sehr hoch

AusgleichsmalRhahmen

sind nicht erforderlich.

MafRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.

Bebauungsplan

Auswirkungen des Vorhabens, Prognose Nullvariante

Insgesamt werden durch die Planung keine neuen versiegelbaren Flachen geschaf-
fen. Die Flachen des Baugebietes sind in der Zentralen Entwasserungsplanung er-
fasst.

Im Plangebiet verlaufen der Schlittenbach und der Wefelshohler Bach. Beide sind im
Plangebiet verrohrt; in der rechtskraftigen Bebauungsplanung wurden hierfir Lei-
tungsrechte ohne Berechtigung festgesetzt.

Die bereits verrohrten Bachlaufe sind weiterhin als Gewasser im Sinne des Wasser-
haushaltsgesetzes einzustufen. Es handelt sich um ausgebaute Gewasser im Sinne
des 8§ 39 Absatz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes. Die Gewasserunterhaltung obliegt
der Stadt Ludenscheid als 6ffentlich — rechtliche Aufgabe geméanR § 39 (1) Satz 1
Wasserhaushaltsgesetz.

Die Aufgaben der Gewasserunterhaltung nach 8§ 39 (1) Nr. 1 — 5 Wasserhaushaltsge-
setz sind nach den Zielen der Bewirtschaftung gemaf den 88§ 27 — 31 WHG vorzu-
nehmen, da § 39 (3) WHG die ausgebauten Gewasser in dieser Hinsicht den oberir-
dischen Gewassern gleichstellt. § 27 sieht hier insbesondere das Verschlechterungs-
verbot des Gewasserzustandes sowie die Erhaltung und Entwicklung seines 6kologi-
schen Potentials vor.

Die geplante Uberfullung und die in zwei Bereichen vorgesehene Uberbauung ver-
hindert, dass das noch vorhandene Entwicklungspotential wahrgenommen werden
kann. Insofern widerspricht die Uberbauung dem Verschlechterungsverbot.

Der Markische Kreis als untere Wasserbehorde hat in seinem Schreiben vom
15.05.2011 im Rahmen seiner Stellungnahme im Bebauungsplanverfahren signali-
siert, unter bestimmten Voraussetzungen auf Antrag des Investors eine Plangeneh-
migung im vereinfachten Verfahren nach § 68 WHG fiir eine Uberbauung und Verfiil-
lung der verrohrten Gewasser zuzustimmen. Insofern macht die Untere Wasserbe-
horde von der Mdglichkeit des § 39 (3) 2. Halbsatz Gebrauch.

Die hierfur gestellten Bedingungen sind ein gutachterlicher Nachweis, dass die vor-
handene Verrohrung technisch in gutem Zustand und hydraulisch Leistungsféhig



sind. Der Kreis prazisiert diese Angaben nicht; es ist jedoch davon auszugehen, dass
die Verrohrungen nicht defekt sein durfen, hinsichtlich ihrer Konstruktion nicht zu Ver-
stopfungen fuhren dirfen und mindestens das 100-j&hrige Hochwasser abgefihrt
werden kann. Diese Nachweise sind auch fir die Stadt Lidenscheid als Tréagerin der
offentlich - rechtlichen Gewasserunterhaltung zur Vermeidung von Haftungsanspru-
chen interessant, da Undichtigkeiten zu unterirdischen Ausspulungen mit Sackungen
fuhren kénnen, Verstopfungen und mangelnde Kapazitat zu einem Auslaufen der Ver-
rohrungen an anderer Stelle mit der Folge von Hochwasserschaden. Im Falle der Ver-
fullung und Uberbauung ist ein Aufgraben der Verrohrungen nicht an jeder Stelle be-
liebig mdglich.

Fur die Uberbauung eines Gewassers ist eine wasserrechtliche Planfeststellung oder
Erlaubnis nach § 68 WGH erforderlich. Diese liegt zur Zeit des Satzungsbeschlusses
des Bebauungsplanes noch nicht vor. Da der Kreis allerdings mit Schreiben vom
15.05.2011 die grundsatzliche Genehmigungsfahigkeit der Uberbauung nach Was-
serrecht in Aussicht gestellt hat, fuhrt dieses Nichtvorliegen nach Auskunft der Stadt-
planungsbehdrde nicht zu einer Nichtvollzugsfahigkeit der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes, da das Herbeiflihren der Genehmigungsvoraussetzungen dem Bauan-
tragssteller obliegt.

Bewertung

GemalR dem vorangestellt beschriebenen Sachverhalt wird der Eingriff als ,sehr ge-
ring’ eingestuft.

sehr gering | gering | Mittel | hoch | sehrhoch |

AusgleichsmalRnahmen

Mafl3nahmen sind allenfalls im Hinblick auf die technischen Anforderung — wie ge-
schildert — an die Verrohrung erforderlich und im Rahmen der Baugenehmigung ab-
zuarbeiten.

MaRnahmen zum Monitoring

Die Beobachtung der Abflussverhéltnisse und die Aufnahme und Beseitigung von
Schaden obliegt der Stadt Ludenscheid im Rahmen der regelmalfiigen Gewasserun-
terhaltungspflicht

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter

Ziele des Umweltschutzes

Baugesetzbuch, Bundesnaturschutzgesetz, Denkmalschutzgesetz

Flachennutzungsplan und Bebauungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Im Planbereich der Flachennutzungsplananderung sind keine schiitzenswerten Kul-
tur- und Sachguter enthalten.



Bewertung

Ein Eingriff findet nicht statt.

gering | Mittel | hoch [ sehr hoch

AusgleichsmalRnahmen

sind nicht erforderlich.

MaRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.

Bebauungsplan

Auswirkungen des Vorhabens, Prognose Nullvariante

Wie vor.

Bewertung:

Wie vor.

sehr gering gering | mittel | hoch | sehr hoch

AusgleichsmalRhahmen

Wie vor.

MafRnahmen zum Monitoring

Wie vor.

Schutzgut forstwirtschaftliche Nutzungen

Ziele des Umweltschutzes

Bundeswaldgesetz, Landesforstgesetz, Baugesetzbuch, Bundesnaturschutzgesetz,
Landschaftsgesetz, Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz

Flachennutzungsplan und Bebauungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Wald ist im Plangebiet nicht vorhanden.



Bewertung

Ein Eingriff findet nicht statt.

gering

mittel

hoch

sehr hoch

AusgleichsmalRnahmen

sind nicht erforderlich.

MaRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.

Schutzgut landwirtschaftliche Nutzungen /Schutzqgut Jagd und Fischerei

Ziele des Umweltschutzes

Baugesetzbuch, Bundeshaturschutzgesetz, Landschaftsgesetz, Bundesbodenschutz-

gesetz, Gulleverordnung, Bundes- und Landesjagdgesetz, Bundes- und Landesfi-
schereigesetz, Wasserhaushaltsgesetz und Landeswassergesetz, Bundesarten-

schutzverordnung

Flachennutzungsplan und Bebauungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Die in der Uberschrift genannten Nutzungen werden im Plangebiet nicht ausgeiibt

und dadurch nicht berthrt.

Bewertung

Ein Eingriff findet nicht statt.

gering

mittel

hoch

sehr hoch

AusgleichsmalRnahmen

sind nicht erforderlich.

MafRnahmen zum Monitoring

sind nicht erforderlich.



2.2

2.3

2.4

3.1

3.2

Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzqltern

Flachennutzungsplan und Bebauungsplan

Voraussichtliche Auswirkungen

Da die Auswirkungen der Planung auf die einzelnen Schutzguter allenfalls als sehr
gering einzustufen sind, ertbrigt sich die Betrachtung der Wechselwirkungen der
Auswirkungen zwischen den Schutzgutern.

Prognose Uber die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchfiihrung bzw.
nicht Durchfihrung der Planung

Bei Verzicht auf die Planung sind unter Beibehaltung des Status quo keine nachteili-
gen Umweltauswirkungen zu erwarten.

Geplante Malnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
nachteiliger Auswirkungen

Mafinahmen sind insgesamt nicht erforderlich, da keine oder nur sehr geringe Eingrif-
fe stattfinden.

Anderweitige Planungsmoglichkeiten / Planungsalternativen

Hinsichtlich der Nutzungsart bestehen — sofern nicht bauliche Nutzungen vollstandig
aufgegeben werden sollen, keine Alternativen zu Gewerbe- oder Sonderbauflachen.

Die Aufgabe baulicher Nutzungen ist unter den Gesichtspunkten des Siedlungszu-
sammenhanges und der Wiedernutzung gewerblicher Flachen alternativlos.

Bei der baulichen Ausnutzung des Geldndes und der griinplanerischen Gestaltung
bestehen Verbesserungsmaoglichkeiten durch eine geringere bauliche Ausnutzung zu
Gunsten eines hoheren Grunflachenanteiles durch Verzicht auf Stellflachen oder de-
ren optimierte Anordnung.

Zusétzliche Angaben

Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfah-
ren

Es wurden altlastentechnisch Bohrungen niedergebracht und boden- und labortechni-
sche Analysen vorgenommen. Ferner wurde ein Larmgutachten erstellt.

Beschreibung der MaRnahmen zur Uberwachung der erheblichen Auswirkun-
gen




3.3

3.4

Im Rahmen von BaumalRnahmen ist eine altlastenbezogene fachliche Begleitung er-
forderlich.

Im Rahmen der Gewéasserunterhaltung ist eine regelmalige Beobachtung entspre-
chend den bei der zustandigen Stelle SEL ublichen Rhythmen erforderlich.

Zur Wahrung des Larmschutzes benachbarter Wohnh&user ist bauaufsichtlich die Er-

richtung und Beibehaltung der erforderlichen technischen Schallschutzeinrichtungen
zu gewahrleisten.

Verwendete Grundlagen, Erhebungen

eigene Begehungen zur Vegetation und Avifauna

Fuhrmann & Braukmann: Stillegung Betriebstankstelle — Bromberger Stral3e, Liuden-
scheid — Gefahrdungsabschatzung/Orientierende Untersuchung. Balve, 01.10.2002.

Geoplan: Ehem. Tankstelle Brauckenstraf3e 77, Lidenscheid — Ausbau der Kraftstoff-
Erdtanks — Ausbautiberwachung und Sanierungsbericht. Hattingen, 14.01.1994.

Geologisches Buro Slach GmbH: Riuckbau- und Entsorgungskonzept fir Gewerbe-
und Wohngeb&ude an der Bromberger Strafe 8 —10 und Brauckenstrafie 83 in Lu-
denscheid. Wipperftrth, 20.01.2011.

Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 820 ,Nahversorgungs

zentrum Brauckenstraf3e in Ludenscheid, Verfasser Ingenieurgesellschaft fur Ver-
kehrswesebn mbH, Brilon-Bondzio-Weiser, Mai 2011

Allgemein verstandliche Zusammenfassung

Es ist beabsichtigt, eine brachgefallene gewerbliche Flache neu zu erschlielen und
fur ein Nahversorgungszentrum zu nutzen. Da der Planbereich bereits in gro3en Tei-
len bebaut und das Gelande technisch Gberformt ist und in Teilen auch bereits ent-
sprechendes Planungsrecht fiir eine Bebauung besteht, werden keine (wesentlichen)
Eingriffe in Natur und Landschaft vorgenommen. Belastungen, die aus verstarktem
Ziel- und Lieferverkehr fur benachbarte Wohnhauser entstehen, konnen durch schall-
schutztechnische MalRnahmen vermieden bzw. auf ein zumutbares Maf3 beschrankt
werden.

Lidenscheid, den 18 .01.2012 Lidenscheid, den 07. 10.2011

Der Blrgermeister

im Auftrag: Der Berichtsverfasser

gez.

Barwolt gez. Meilwes


martina.baumast
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martina.baumast
Schreibmaschinentext
gez. Bärwolf


Durch das Vorhaben betroffene Art:
Artname deutsch (Artname wissenschaftlich) Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus)

1.

Schutz- und Gefahrdungsstatus

¥ FFH-Anhang IV-Art Rote Liste-Status Messtischblatt

*

Deutschland

™ europaische Vogelart "

} Nordrhein-Westfalen N 4712
[~ streng geschiitzte Art
Erhaltungszustand in Nordrhein-Westfalen Erhaltungszustand der lokalen Population

[~ atlantische Region [¥ kontinentale Region

TRl qunsti A gunstig / hervorragend
™ B ginsti

I~ gelb unginstig / unzureichend gunstig / gut

L [T ¢ unglnstig / mittel-schlecht
unginstig / schlecht

2. Darstellung der Betroffenheit der Art
Kurze Beschreibung des vom Vorhaben betroffenen Vorkommens der Art (Fortpflanzungs- oder Ruhestatten, lokale Population)
sowie der zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf das Vorkommen.
Erhebliche Beeintrachtigungen durch die geplante Mal3nahme sind nicht zu erwarten, da weder durch den
direkten Verlust von Lebensstétten, noch durch indirekte Projektwirkungen eine Verschlechterung der
okologischen Funktion der Stéatten im raumlichen Zusammenhang zu erwarten ist.
3. Beschreibung der erforderlichen VermeidungsmalRnahmen, ggf. des Risikomanagements
3.1 Baubetrieb (z.B. Bauzeitenbeschréankung) - keine Einschrankungen notwendig
3.2 Projektgestaltung (z.B. Querungshilfen) — keine Malinahmen notwendig
3.3 Funktionserhaltende MalRnahmen (z.B. vorgezogene AusgleichsmaRnahmen) — der Abbruch der
Gebaude sollte in den Monaten November — Ende Februar durchgefuhrt werden
3.4 Wissensliicken, Prognoseunsicherheiten, ggf. Malinhahmen des Risikomanagements
Kurze Angaben zu 3.1 bis 3.4 (z. B. Anmerkungen zur Art, Wirkungszeitpunkt und Effizienz der ausgewahlten bzw. zum
Ausschluss verworfener Vermeidungsmafinahmen, Verweis auf andere Unterlagen).
Vor dem Hintergrund der hier durchgefiihrten Potenzialanalyse verbleibt eine gewisse
Prognoseunsicherheit. Jedoch ist im Rahmen einer worst-case- Betrachtung und der geringen
Eingriffsschwere die Relevanz der verbleibenden Prognoseunsicherheit als gering einzustufen. Es sind
keine besonderen Malinahmen notwendig.
4, Prognose der artenschutzrechtlichen Tatbestande
(unter Voraussetzung der in Punkt 3. beschriebenen MaRnahmen)
a) FFH-AnhangIV-Art oder européische Vogelart:
4.1 Werden eytl. Tiere verletzt oder_g.et(')'tet (8 42 (1) Nr. 1]? Mja = nein
(auRBer bei unabwendbaren Kollisionen oder infolge von 4.3)
4.2 Werden evtl. Tiere wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, ja [ nein
Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich gestort [§ 42 (1) Nr. 2]?
4.3 Werde__n _evtl. Fortpﬂaq_zungs- oder Ruhestatten aus der Natur entnommen [~ ia W nein
beschadigt oder zerstort [§ 42 (1) Nr. 3]?
4.4 Werden evtl. wild lebende Pflanzen oder ihre Entwicklungsformen aus der = ia W nein
Natur enthommen, sie oder ihre Standorte beschadigt oder zerstort
[8 42 (1) Nr. 4]?
4.5 Wird dig ('jkol_ogische Funktion der be_troff"enen_ Fortpflanzungs- oder ja [ nein
Ruhestétten infolge von 4.3 oder 4.4 im rdumlichen Zusammenhang
nicht mehr erfullt [§ 42 (5)]?
b)  Streng geschitzte Art:

4.6 Wird evtl. ein nicht ersetzbarer Biotop zerstort [§ 19 (3)]? Mja W nein




Erfordernis einer Abwagung bzw. Ausnahme

FFH-AnhangIV-Art oder européische Vogelart:
5.1 Ausnahme nach § 43 (8) erforderlich, wenn Frage 4.1, 4.2 oder 4.5 ,ja"

Streng geschutzte Art:
5.2 Abwéagung nach § 19 (3) erforderlich, wenn Frage 4.6 ,ja“

[Mja

[Mja

Abwagungs- bzw. Ausnahmevoraussetzungen

b)

Nur wenn Frage 5.1 uUND/ODER 5.2 , ja"

6.1 Ist das Vorhaben aus zwingenden Griinden des Uberwiegenden
offentlichen Interesses gerechtfertigt?*
Kurze Begrundung des offentlichen Interesses und Darstellung der Bedeutung der
Lebensstétte bzw. der betroffenen Population fir den Erhaltungszustand der Art in der
biogeografischen Region.

Nur wenn Frage 5.1 ,ja"

6.2 Sind keine zumutbaren Alternativen vorhanden?*
Kurze Bewertung der gepriiften Alternativen.

6.3 Wird der Erhaltungszustand der Populationen sich bei européaischen Vogel-
arten nicht verschlechtern bzw. bei FFH-Anhang IV-Arten glinstig bleiben?

Kurze Begrundung, ggf. Beschreibung der Kompensatorischen MaRhahmen, Aussagen zur
Effizienz der ausgewéhlten bzw. zum Ausschluss verworfener MaRnahmen.

[Mja
[ ja

[ nein

[ nein
[T nein
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